
REGIERUNG  DER  DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

[Nummer Erlassregister] 

Vorentwurf eines Erlasses  der  Regierung zur Abänderung  des  Königlichen Erlasses 
vom  9.  Juni  1999  zur Ausführung  des  Gesetzes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäfti-

gung ausländischer Arbeitnehmer 

DIE  REGIERUNG  DER  DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 

Aufgrund  des  Sondergesetzes vom  8.  August  1980  zur Reform  der  Institutionen, Arti-
kel  6 §1  IX Nummer  3,  abgeändert durch  die  Sondergesetze vom  16.  Juli  1993  und vom  6. 
Januar  2014,  Nummer  4,  abgeändert durch das Sondergesetz vom  6.  Januar  2014  und 
Artikel  20; 

Aufgrund  des  Zusammenarbeitsabkommens vom  2.  Februar  2018  zwischen dem Föde-
ralstaat,  der  Wallonischen Region,  der  Flämischen Region,  der  Region Brüssel-Hauptstadt 
und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  in  Bezug auf  die  Koordinierung  der  Politik  in 
Sachen Arbeitserlaubnis mit  der  Politik  in  Sachen Aufenthaltsgenehmigung und  in  Sachen 
Normen für  die  Beschäftigung und  den  Aufenthalt ausländischer Arbeitnehmer, Artikel 
16,  Artikel  18 §2,  Artikel  24 §1; 

Aufgrund  des  Gesetzes vom  31.  Dezember  1983  über institutionelle Reformen für  die 
Deutschsprachige Gemeinschaft, Artikel  7; 

Aufgrund  des  Gesetzes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäftigung ausländischer Ar-
beitnehmer, Artikel  8 §§1  und  2,  zuletzt abgeändert durch das Dekret vom  25.  April  2016, 
und Artikel  10  Absatz  4,  abgeändert durch das Dekret vom  25.  April  2016; 

Aufgrund  des  Zusammenarbeitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  zwischen dem Fö-
deralstaat,  der  Wallonischen Region,  der  Flämischen Region,  der  Region Brüssel-
Hauptstadt und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft zur Ausführung  des  Zusammenar-
beitsabkommens vom  2.  Februar  2018  zwischen dem Föderalstaat,  der  Wallonischen Regi-
on,  der  Flämischen Region,  der  Region Brüssel-Hauptstadt und  der  Deutschsprachigen 
Gemeinschaft  in  Bezug auf  die  Koordinierung  der  Politik  in  Sachen Arbeitserlaubnis mit 
der  Politik  in  Sachen Aufenthaltsgenehmigung und  in  Sachen Normen für  die  Beschäfti-
gung und  den  Aufenthalt ausländischer Arbeitnehmer; 

Aufgrund  des  Königlichen Erlasses vom  9.  Juni  1999  zur Ausführung  des  Gesetzes vom 
30.  April  1999  über  die  Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer; 

Aufgrund  des  Gutachtens  des  Finanzinspektors vom [Datum]; 

Aufgrund  des  Einverständnisses  des  Ministerpräsidenten, zuständig für  den  Haushalt, 
vom [Datum]; 

Aufgrund  des  Gutachtens Nr....  der  Datenschutzbehörde vom ...; 

Aufgrund  des  Gutachtens Nr. [Nummer]  des  Staatsrates, das  am  [Datum]  in  Anwen-
dung  von  Artikel  84 §1  Absatz  1  Nummer  2 der  koordinierten Gesetze über  den  Staatsrat 
vom  12.  Januar  1973  abgegeben wurde; 
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Auf Vorschlag  des  für Beschäftigung zuständigen Ministers; 

Nach Beratung, 

Beschließt: 

Artikel  1.  - Vorliegender Erlass dient  der  teilweisen Umsetzung folgender Richtlinien: 
1.Richtlinie 2009/50/EG  des  Rates vom  25.  Mai  2009  über  die  Bedingungen für  die  Ein-

reise und  den  Aufenthalt  von  Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizier-
ten Beschäftigung; 

2.Richtlinie 2014/36/EU  des  Europäischen Parlaments und  des  Rates vom  26.  Februar 
2014  über  die  Bedingungen für  die  Einreise und  den  Aufenthalt  von  Drittstaatsangehöri-
gen zwecks Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer; 

3.Richtlinie 2014/66/EU  des  Europäischen Parlaments und  des  Rates vom  15.  Mai  2014 
über  die  Bedingungen für  die  Einreise und  den  Aufenthalt  von  Drittstaatsangehörigen im 
Rahmen eines unternehmensinternen Tra-nsfers; 

4. Richtlinie 2016/801/EU  des  Europäischen Parlaments und  des  Rates vom  11.  Mai 
2016  über  die  Bedingungen für  die  Einreise und  den  Aufenthalt  von  Drittstaatsangehöri-
gen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teil-
nahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben 
und zur Ausübung einer  Au-pair-Tätigkeit. 

Art. 2  - Artikel  1 des  Königlichen Erlasses vom  9.  Juni  1999  zur Ausführung  des  Geset-
zes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer, zuletzt abge-
ändert durch  den  Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt abgeändert: 

1.Nummer  18  wird wie folgt ersetzt: 
„18.  Blaue Karte EU: das  in  Artikel  6  Nummer  1 des  Ausführungszusammenarbeitsab-

 

kommens vom  6.  Dezember  2018  erwähnte Dokument;" 
2.folgende Nummern  23-28  werden eingefügt: 
„23.  Ausführungszusammenarbeitsabkommen vom  6.  Dezember  2018:  das Zusammen-

arbeitsabkommen vom  6.  Dezember  2018  zwischen dem Föderalstaat,  der  Wallonischen 
Region,  der  Flämischen Region,  der  Region Brüssel-Hauptstadt und  der  Deutschsprachigen 
Gemeinschaft zur Ausführung  des  Zusammenarbeitsabkommens vom  2.  Februar  2018 
zwischen dem Föderalstaat,  der  Wallonischen Region,  der  Flämischen Region,  der  Region 
Brüssel-Hauptstadt und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  in  Bezug auf  die  Koordinie-
rung  der  Politik  in  Sachen Arbeitserlaubnis mit  der  Politik  in  Sachen Aufenthaltsgenehmi-
gung und  in  Sachen Normen für  die  Beschäftigung und  den  Aufenthalt ausländischer Ar-
beitnehmer; 

24. Saisonarbeitnehmer:  der in  Artikel  12  Nummer  1 des  Ausführungszusammenar-
beitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  erwähnte Drittstaatsangehörige; 

25.ICT-Führungskraft:  der in  Artikel  24  Nummer  1 des  Ausführungszusammenarbeits-
abkommens vom  6.  Dezember  2018  erwähnte Drittstaatsangehörige; 

26. ICT-Spezialist:  der in  Artikel  24  Nummer  2 des  Ausführungszusammenarbeitsab-
kommens vom  6.  Dezember  2018  erwähnte Drittstaatsangehörige; 

27.ICT-Trainee:  der in  Artikel  24  Nummer  3 des  Ausführungszusammenarbeitsabkom-
mens vom  6.  Dezember  2018  erwähnte Drittstaatsangehörige; 

28. Freiwilliger:  der in  Artikel  55  Nummer  1 des  Ausführungszusammenarbeitsabkom-
mens vom  6.  Dezember  2018  erwähnte Drittstaatsangehörige." 

Art. 3  - Artikel  2  desselben Königlichen Erlasses, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass 
der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt abgeändert: 

1.  Absatz  1.  Nummer  26  wird wie folgt ersetzt: 
„26.  Forscher,  die  nach Belgien kommen, um während höchstens  90  Tagen Forschung 
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auf dem deutschen Sprachgebiet  in  einem anerkannten Forschungszentrum gemäß dem 
Königlichen Erlass vom  8.  Juni  2007  zur Festlegung  der  Zulassungsbedingungen für  die 
Forschungseinrichtungen,  die  im Rahmen  von  Forschungsprojekten Aufnahmevereinba-
rungen mit Forschern aus Nicht-EU-Staaten abschließen möchten, und zur Festlegung  der 
Bedingungen, unter denen solche Aufnahmevereinbarungen abgeschlossen werden kön-
nen zu betreiben.  Die  Höchstdauer für  die  Forschung beträgt  180  Tage  in  einem Zeitraum 
von 360  Tagen für Forscher,  die  Inhaber einer durch einen anderen Mitgliedstaat ausge-
stellten und für  die  gesamte Dauer  der  Forschung gültigen Erlaubnis für Forscher sind und 
von  ihrem  Recht  auf kurzfristige Mobilität Gebrauch machen, unter  der  Bedingung, dass 
sie eine Aufnahmevereinbarung im ersten Mitgliedstaat besitzen und dass  die  Arbeits-
und Lohnbedingungen nicht ungünstiger sind als  die  für Arbeitnehmer  in  vergleichbaren 
Positionen." 

2. in  Absatz  1  wird folgende Nummer  36  eingefügt: 
„36.  Personen,  die  im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers für eine Höchst-

dauer  von 90  Tagen innerhalb eines Zeitraums  von 180  Tagen nach Belgien kommen und 
im Besitz einer durch einen anderen Mitgliedstaat ausgestellten und während  der  gesam-
ten Dauer  des  Transfers gültigen Erlaubnis für unternehmensintern transferierte Arbeit-
nehmer sind und deren Beschäftigung folgenden Bedingungen entspricht: 

a) die  aufnehmende Niederlassung und das Unternehmen mit Sitz  in  einem Drittstaat 
gehören zum gleichen Unternehmen oder zur gleichen Unternehmensgruppe; 

b) der  Arbeitnehmer ist durch einen Arbeitsvertrag mit seinem im Drittstaat ansässigen 
Arbeitgeber gebunden; 

c)ICT-Führungskräfte oder ICT-Spezialisten sind im Besitz eines durch  den  Arbeitgeber 
unterzeichneten Abordnungsschreibens,  in  dem  die  Dauer  des  Transfers,  die  Funktionsbe-
schreibung sowie  die  Arbeits- und Lohnbedingungen für  die  Dauer  des  Transfers festge-
legt sind; 

d) ICT-Trainees sind im Besitz eines Praktikumsvertrags,  in  dem  die  Dauer  des  Trans-
fers, das Ausbildungsprogramm sowie  die  Arbeits- und Lohnbedingungen für  die  Dauer 
des  Transfers festgelegt sind." 

Art. 4  -  In  Artikel  3  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königlichen 
Erlass vom  6.  Februar  2003,  wird folgender Absatz  2  eingefügt: 

„In  Abweichung  von  Absatz  1  Nummer  2  und mit Ausnahme  der  Erlaubnis für ICT-
Trainees ist  die  Erlaubnis für  in  Artikel  9  Nummern  4, 6, 7  und  21  erwähnte Arbeitnehmer 
während drei Jahren gültig bzw. für  die  im Arbeitsvertrag oder im Abordnungsschreiben 
vorgesehene Dauer  der  Beschäftigung, wenn diese Dauer weniger als drei Jahre beträgt." 

Art. 5  -  In  denselben Königlichen Erlass, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  der  Regie-
rung vom  7.  Juni  2018,  werden folgende Artikel  3.1-3.3  eingefügt: 

„Art. 3.1  - Eine Arbeitserlaubnis  B  und eine Beschäftigungserlaubnis werden ausgestellt 
für  die  Beschäftigung  von  Drittstaatsangehörigen,  die  eine  der  folgenden Bedingungen 
erfüllen: 

1.ihnen wird erlaubt, für einen Zeitraum  von  höchstens  90  Tagen zu arbeiten; 
2. ihnen wird erlaubt, für eine bestimmte Dauer zu arbeiten, ohne dass sich ihr Haupt-

wohnsitz auf dem belgischen Staatsgebiet befindet; 
3.sie werden als  Au-Pair  im Sinne  von  Kapitel  VI  Abschnitt  2  zugelassen. 

Die  Bestimmungen  von  Kapitel IV Abschnitt  4  sind anwendbar auf  die  Anträge auf Ar-
beitserlaubnis, für  die  Absatz  1  anwendbar ist. 

Art. 3.2  - Gemäß Artikel  16 des  Zusammenarbeitsabkommens sind  die  Arbeits- und Be-
schäftigungserlaubnis  in der  kombinierten Erlaubnis oder  in  anderen Aufenthaltstiteln zu 
Arbeitszwecken für einen Zeitraum  von  mehr als  90  Tagen enthalten, wenn sich  der 
Hauptwohnsitz  des  Drittstaatsangehörigen auf dem belgischen Staatsgebiet befindet. 
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Die  Bestimmungen  von  Kapitel IV Abschnitt  3  sind anwendbar auf  die  Anträge auf Ar-
beitserlaubnis, für  die  Absatz  1  anwendbar ist. 

Art. 3.3  - Während  des  Beschäftigungszeitraums im Rahmen einer Arbeitserlaubnis  B: 
1. informiert  der  Arbeitgeber  den  Fachbereich über jede Unterbrechung  des  Arbeits-

vertrags; 
2. wird eine neue Arbeitserlaubnis sowohl bei jedem Wechsel  des  Arbeitgebers als auch 

bei jeder bedeutenden Änderung  der  Arbeitsbedingungen,  die  Folgen für  die  Gültigkeit 
der  Beschäftigungserlaubnis hat, beantragt. 

In  Abweichung  von  Absatz  1  wird bei einem Wechsel  des  Arbeitgebers nach Ablauf  von 
zwei Jahren Beschäftigung aufgrund einer Blauen Karte EU keine neue Arbeitserlaubnis 
beantragt, insofern  die in  Artikel  30.9  erwähnten Bedingungen erfüllt sind. 

In  Abweichung  von  Artikel  3  Absatz  2  ist  die  Blaue Karte EU nach Ablauf  von  zwei Jah-
ren Beschäftigung für eine Beschäftigung bei jedem Arbeitgeber gültig, insofern  die in 
Artikel  30.9  erwähnten Bedingungen erfüllt sind." 

Art. 6  -  In  Artikel  5  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  die  Königlichen 
Erlasse vom  23.  Dezember  2008  und vom  17.  Juli  2012  und  den  Erlass  der  Regierung vom 
7.  Juni  2018,  werden folgende Absätze  2  und  3  eingefügt: 

„Absatz  .1  ist nicht anwendbar für  die in  Artikel  9  Nummer  14  und  die in  Artikel  9 
Nummer  21  vorgesehene Erlaubnis für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer. 

Für  die  Anwendung  von  Absatz  1  muss dem Drittstaatsangehörigen für  die in  Artikel  9 
Nummern  5  und  23  erwähnten Anträge  der  Aufenthalt gemäß Titel  I  Kapitel  III  des  Geset-
zes vom  15.  Dezember  1980  für einen Zeitraum  von  mehr als  90  Tagen erlaubt oder ge-
stattet  sein." 

Art. 7  - Artikel  9  Absatz  1  desselben Königlichen Erlasses, zuletzt abgeändert durch 
den  Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt abgeändert: 

1.  Nummer  3  wird wie folgt wieder eingeführt: 
„3. in  Belgien verbleibende Journalisten,  die  ausschließlich an im Ausland veröffentlichte 

Zeitungen oder an im Ausland ansässige Presseagenturen, Rundfunk- oder Fernsehstatio-
nen gebunden sind;" 

2.  Nummer  4  wird wie folgt ersetzt: 
„4.  hochqualifizierte Arbeitnehmer gemäß  den in  Kapitel  VI  Abschnitt  6  erwähnten Be-

dingungen;" 
3. in  Nummer  10  wird zwischen  die  Wortfolgen „Ausbildungsvertrags teilnehmen" und 

der  zu einem"  die  Wortfolge „oder eine derartige Ausbildung erteilen" eingefügt; 
4.  folgende Nummern  21-23  werden eingefügt: 
„21. die  innerhalb eines Unternehmens transferierten Arbeitnehmer, insofern sie  die in 

Kapitel  VI  Abschnitt  5  erwähnten Bedingungen erfüllen; 
22. Forscher, insofern sie  die in  Kapitel  VI  Abschnitt  7  erwähnten Bedingungen erfüllen; 
23. Freiwillige, insofern sie  die in  Kapitel  VI  Abschnitt  8  erwähnten Bedingungen erfül-

len." 

Art. 8  -  In  Artikel  11  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königlichen 
Erlass vom  23.  Dezember  2008  und  den  Erlass  de  Wallonischen Region vom  2.  Juli  2015, 
wird zwischen  die  Wortfolgen „wenn  es  sich um  in  Artikel  9"  und „erwähnte Personen 
handelt"  die  Wortfolge „und  in  Kapitel  VI  Abschnitt  4"  eingefügt. 

Art. 9  -  In  Artikel  12  Absatz  3  desselben Königlichen Erlasses wird  die  Wortfolge „und 
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4"  gestrichen. 

Art. 10  - Kapitel IV Abschnitt  Ibis  desselben Königlichen Erlasses,  der die  Artikel  15/1-
15/4  umfasst, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird 
aufgehoben. 

Art. 11  -  In  Artikel  16  Absatz  6  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  die 
Königlichen Erlasse vom  6.  Februar  2003  und vom  12.  September  2007,  wird folgender 
Buchstabe  i)  eingefügt: 

„i) den in  Kapitel  VI  Abschnitt  8  erwähnten Freiwilligen." 

Art. 12  - Artikel  17.1  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der 
Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt abgeändert: 

1. in  Absatz  1  Nummer  1  wird  die  Wortfolge  „des  Kapitels  VII  Abschnitte  1  und  3," 
durch  die  Wortfolge  „des  Kapitels  VI  Abschnitte  1  und  3-8, des  Kapitels  VII"  ersetzt; 

2. in  Absatz  2  wird zwischen  die  Wortfolgen „Artikel  2  Absatz  1  Nummer  14"  und „er-
wähnten Anträge"  die  Wortfolge „und, im Falle einer  in  Artikel  37  Nummer  9 des  Ausfüh-
rungszusammenarbeitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  erwähnten kurzfristigen Mobi-
lität,  die in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  26"  eingefügt. 

Art. 13  - Artikel  18.3  Nummer  1  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den 
Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt ersetzt: 

„1.  eine Kopie seines Personalausweises oder  des  Personalausweises seines Bevollmäch-
tigten;" 

Art. 14  - Artikel  18.4  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der 
Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt abgeändert: 

1. die  Nummern  2  und  3  werden aufgehoben; 
2.Nummer  4  wird wie folgt ersetzt: 
„4.  eine Kopie  des  Diploms oder  des  Studienzeugnisses, auf dem das Praktikum aufbaut, 

oder  der  erzielten Resultate  des  Studiums im Rahmen dessen das Praktikum erfolgt, gege-
benenfalls samt einer deutschen Übersetzung;" 

Art. 15  - Artikel  18.18  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der 
Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt ersetzt: 

„Art. 18.18  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in den  Artikeln 
18.2  und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, 
sollte  es  sich um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  3  erwähnte  in  Belgien verbleibende Journa-
listen handeln,  die  ausschließlich an im Ausland veröffentlichte Zeitungen oder an im Aus-
land ansässige Presseagenturen, Rundfunk- oder Fernsehstationen gebunden sind: 

1.eine Kopie  der  durch  die  zuständige Behörde ausgestellten provisorischen oder defi-
nitiven Pressekarte  des  Journalisten; 

2. die  Kopie  des  Arbeitsvertrags zwischen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland an-
sässigen Arbeitgeber, gegebenenfalls samt einer deutschen Übersetzung; 

3.eine durch  den  Arbeitgeber unterzeichnete Bescheinigung,  die die  Dauer  der  Entsen-
dung sowie  die  Arbeits- und Lohnbedingungen für  die  Dauer  der  Entsendung beinhaltet." 

Art. 16  - Artikel  18.22  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der 
Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt ersetzt: 

„Art. 18.22  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in den  Artikeln 
18.2  und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, 
sollte  es  sich um  in  Kapitel  VI  Abschnitt  7  erwähnte Forscher handeln: 

1.  eine Kopie  der  ausgefüllten, datierten und durch  den  Forscher und  die  zugelassene 
Forschungseinrichtung unterschriebene Aufnahmevereinbarung; 
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2.  sollte  es  sich um einen Forscher handeln,  der von  seinem  Recht  auf langfristige Mobi-
lität Gebrauch macht,  die  Kopie  der  durch  den  ersten Mitgliedstaat ausgestellten Erlaubnis 
für Forscher." 

Art. 17  -  In  denselben Königlichen Erlass, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  der  Re-
gierung vom  7.  Juni  2018,  werden folgende  die  Artikel  18.23.1-18.23.3  eingefügt: 

„Art. 18.23.1  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in den  Artikeln 
18.2  und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber eine Kopie  des  datierten und 
durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  in  Übereinstimmung mit  den 
Bestimmungen  in  Titel  I bis  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  über Arbeitsverträge,  der die 
Zusage  des  Arbeitgebers enthält, dass er für  die  Reisekosten sowie für  die  Kosten  der 
Krankenversicherung  des  Saisonarbeitnehmers aufkommt, bei, sollte  es  sich um  in  Kapitel 
VI  Abschnitt  4  erwähnte Saisonarbeitnehmer handeln. 

Art. 18.23.2  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in den  Artikeln 
18.2  und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, 
sollte  es  sich um  in  Artikel  30.4  erwähnte ICT-Führungskräfte und ICT-Spezialisten han-
deln: 

1.  eine Kopie  des  zwischen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland ansässigen Arbeit-
geber abgeschlossenen Arbeitsvertrags, gegebenenfalls samt einer deutschen Überset-
zung; 

2. den  Nachweis darüber, dass  die  aufnehmende Niederlassung und das im Drittstaat 
ansässige Unternehmen dem gleichen Unternehmen oder  der  gleichen Unternehmens-
gruppe angehören; 

3.  ein durch  den  Arbeitgeber unterzeichnetes Abordnungsschreiben, gegebenenfalls 
samt einer deutschen Übersetzung,  in  dem folgende Elemente festgelegt sind: 

a) die  Dauer  des  Transfers; 
b) der  Standort  der  aufnehmenden Niederlassung; 
c) die  Funktionsbeschreibung; 
d) die  während  des  Transfers anwendbaren Arbeits- und Lohnbedingungen; 
e) die  Angaben  des  im Drittstaat gelegenen Unternehmens,  in  welches  der  Arbeitneh-

mer nach Beendigung  des  Transfers hin zurückkehren kann; 
4.  eine Kopie  des  Hochschulabschlusses oder einen Nachweis über eine angemessene 

Berufserfahrung, gegebenenfalls samt einer deutschen Übersetzung. 

Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in den  Artikeln  18.2  und  18.3 
erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich um 
in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  23  erwähnte ICT-Trainees handeln: 

1.  eine Kopie  des  zwischen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland ansässigen Arbeit-
geber abgeschlossenen Arbeitsvertrags, gegebenenfalls samt einer deutschen Überset-
zung; 

2. den  Nachweis darüber, dass  die  aufnehmende Niederlassung und das im Drittstaat 
ansässige Unternehmen dem gleichen Unternehmen oder  der  gleichen Unternehmens-
gruppe angehören; 

3.  ein durch  den  Arbeitgeber unterzeichnetes Abordnungsschreiben, gegebenenfalls 
samt einer deutschen Übersetzung,  in  dem folgende Elemente festgelegt sind: 

a) die  Dauer  des  Transfers; 
b) der  Standort  der  aufnehmenden Niederlassung; 
c) die  Funktionsbeschreibung; 
d) die  während  des  Transfers anwendbaren Arbeits- und Lohnbedingungen; 
e) die  Angaben  des  im Drittstaat gelegenen Unternehmens,  in  welches  der  Arbeitneh-

mer nach Beendigung  des  Transfers hin zurückkehren kann; 
4.  eine Kopie  des  Universitätsdiploms, gegebenenfalls samt einer deutschen Überset-

zung. 
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Für  die in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  21  erwähnten unternehmensintern transferier-
ten ICT-Führungskräfte, ICT-Spezialisten oder ICT-Trainees,  die  für eine Erlaubnis für 
langfristige Mobilität  in  Frage kommen, fügt  der  Arbeitgeber dem  in  Artikel  18  Absatz  2 
erwähnten Formular folgende Dokumente bei: 

1. eine Kopie  der  durch  den  ersten Mitgliedstaat ausgestellten Erlaubnis für unterneh-
mensintern transferierte Arbeitnehmer,  die  während  des  Verfahrens gültig ist; 

2. eine Kopie  des  zwischen dem unternehmensintern transferierten Arbeitnehmer und 
dem im Ausland ansässigen Arbeitgeber abgeschlossenen Arbeitsvertrags, gegebenenfalls 
samt einer deutschen Übersetzung; 

3. den  Nachweis darüber, dass  die  aufnehmende Niederlassung und das im Drittstaat 
ansässige Unternehmen dem gleichen Unternehmen oder  der  gleichen Unternehmens-
gruppe angehören. 

4. ein durch  den  Arbeitgeber unterzeichnetes Abordnungsschreiben, gegebenenfalls 
samt einer deutschen Übersetzung,  in  dem folgende Elemente festgelegt sind: 

a) die  Dauer  des  Transfers; 
b) die  Funktionsbeschreibung; 
c) die  während  des  Transfers anwendbaren Arbeits- und Lohnbedingungen 
d) die  Angaben  des  im Drittstaat gelegenen Unternehmens,  in  welches  der  Arbeitneh-

mer nach Beendigung  des  Transfers hin zurückkehren kann. 

Art. 18.23.3  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in den  Artikeln 
18.2  und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, 
sollte  es  sich um  in  Kapitel  VI  Abschnitt  7  erwähnte Freiwillige im Rahmen  des  Europäi-
schen Solidaritätskorps handeln: 

1. die  datierte und durch beide Parteien unterschriebene Freiwilligenvereinbarung zwi-
schen dem Freiwilligen und  der  aufnehmenden Einrichtung gemäß Artikel  30.17; 

2. den  Nachweis darüber, dass das Freiwilligenprogramrn an dem  der  Freiwillige teil-
nimmt, im Rahmen  des  Europäischen Solidaritätskorps gebilligt wurde." 

Art. 18  -  In  Artikel  18.25  wird  die  Wortfolge „kann  der  Fachbereich  den  Arbeitgeber" 
durch  die  Wortfolge „und  18.26-18.27  kann  der  Fachbereich  den  Arbeitgeber oder  den 
Arbeitnehmer" ersetzt. 

Art. 19  - Artikel  18.26 §2  Nummer  2  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch 
den  Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird wie folgt ersetzt: 

„2.  eine Kopie  der  Lohnzettel oder  des  individuellen Lohnkontos für  den  Zeitraum  der 
laufenden Arbeitserlaubnis sowie  die  entsprechenden Zahlungsbelege;" 

Art. 20  -  In  Artikel  18.29  Absatz  2  wird  die  Wortfolge  „10  Tagen  ab  Erhalt  des in  Arti-
kel  18, 18.25  oder  18.26"  durch  die  Wortfolge  „15  Tagen  ab  Erhalt  des in  Artikel  18, 18.26 
oder  18.27"  ersetzt. 

Art. 21  -  In  Artikel  18.30  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass 
der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird zwischen  die  Absätze  1  und  2  folgender Absatz ein-
gefügt: 

„Der  Arbeitgeber teilt dem Fachbereich jede während  des  Antragsverfahrens eingetre-
tene Änderung mit." 

Art. 22  -  In  Artikel  18.31 §2  Nummer  1  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch 
den  Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird zwischen  die  Wortfolgen „aufgrund  von 
Artikel  18"  und „eingereichten Antrag"  die  Wortfolge „oder Artikel  18.33"  eingefügt. 
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Art. 23  -  In  Kapitel IV desselben Königlichen Erlasses, zuletzt abgeändert durch  den  Er-
lass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018,  wird folgender Abschnitt  4, der die  Artikel  18.33-
18.39  umfasst, eingefügt: 

„Abschnitt  4  - Verfahren zur Erlangung einer Arbeits- und Beschäftigungserlaubnis 

Art. 18.33  - Für  die  Anwendung  von  Artikel  3.1  beantragt  der  Arbeitgeber für  die  Be-
schäftigung eines drittstaatsangehörigen Arbeitnehmers eine Beschäftigungserlaubnis 
beim Fachbereich gemäß  den  Bestimmungen  des  vorliegenden Kapitels. 

Der  Antrag wird eingereicht mittels eines Formulars, das  der  Fachbereich zur Verfü-
gung stellt. Dieses Antragsformular vermerkt mindestens folgende Elemente: 

1. die  persönlichen Informationen,  die  elektronische Adresse  des  Arbeitgebers oder sei-
nes Bevollmächtigten und, falls  der  Arbeitnehmer zum Zeitpunkt, an dem  der  Antrag ein-
gereicht wird, im Ausland wohnhaft ist,  die  für seinen im Ausland gelegenen Wohnort zu-
ständige konsularische oder diplomatische Vertretung; 

2. die  persönlichen Informationen  des  Arbeitnehmers; 
3. die  Informationen und  die  Details  der  Beschäftigung  des  Arbeitnehmers auf dem 

deutschen Sprachgebiet. 

Der  Antrag wird durch  den  Arbeitgeber ausgefüllt, datiert und unterschrieben. 

Art. 18.34  -  Der  über  den  Arbeitgeber eingereichte Antrag kann nur durch eine natürli-
che und für diesen Vorgang handlungsfähige Person gestellt werden, insbesondere durch 
den  Arbeitgeber selbst oder durch  die  rechtmäßig  in  Belgien wohnhafte natürliche Person, 
die  im Namen und für Rechnung  des  Arbeitgebers handelt. 

Sofern  der  Arbeitgeber im Ausland ansässig ist, ist nur diese natürliche Person berech-
tigt, zu handeln. 

Art. 18.35  -  Der  Arbeitgeber fügt dem  in  Artikel  18.33  erwähnten Formular  die in  Arti-
kel  183  und gegebenenfalls  die in den  Artikeln  18.5-18.13, 18.15-18.21, 18.23  und  18.23.1 
erwähnten Dokumente bei. 

Unbeschadet  der  Anwendung  der  Artikel  18.33  und  18.34  kann  der  Fachbereich  den 
Arbeitgeber auffordern, dem Antrag weitere Dokumente,  die  für  die  Bearbeitung seines 
Antrags erforderlich sind, beizufügen. 

Art. 18.36  -  §1  -  Der  Fachbereich beschließt innerhalb einer Frist  von 15  Tagen  ab  Er-
halt  des in  Artikel  18.33  erwähnten Antrags, ob  der  Antrag vollständig ist und setzt  den 
Antragsteller über  die  Vollständigkeit und Zulässigkeit  des  Antrags  in  Kenntnis. 

§2  - Wenn  der  Antragsteller nicht alle zur Unterstützung  des  Antrags erforderlichen 
Dokumente vorlegt oder wenn sie nicht vollständig sind, teilt  der  Fachbereich ihm schrift-
lich mit, welche zusätzlichen Informationen oder Dokumente er binnen einer Frist  von 
fünfzehn Tagen nach Notifizierung  des  Schreibens, mit dem diese Dokumente angefordert 
werden, vorlegen muss. 

§3  - Wenn  die  zusätzlichen Dokumente oder Informationen nicht binnen  der in  Para-
graf  2  erwähnten Frist übermittelt werden, erklärt  der  Fachbereich  den  Antrag für unzu-
lässig. 

Der  Arbeitgeber wird  per  Einschreiben über  die  Unzulässigkeit  des  Antrags informiert. 

Art. 18.37  -  §1  -  Der  Beschluss über  den  Antrag auf Arbeitserlaubnis wird spätestens 
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innerhalb  von  vier Monaten nach Einreichen  des  Antrags gefasst. 

§2  - Handelt  es  sich um einen Antrag auf Arbeitserlaubnis als Saisonarbeitnehmer, wird 
der  Beschluss über  den  Antrag spätestens  90  Tage nach  der  Notifizierung  der  Vollstän-
digkeit  des  Antrags gefasst. 

Handelt  es  sich um einen Antrag auf Arbeitserlaubnis als Saisonarbeitnehmer und be-
trifft dieser einen Drittstaatsangehörigen,  der  im Laufe  des  vergangenen Jahres mindes-
tens einmal als Saisonarbeitnehmer auf dem belgischen Staatsgebiet zugelassen war und 
während seines Aufenthalts  die  für Saisonarbeitnehmer geltenden Bedingungen eingehal-
ten hat, wird  der  Beschluss über  den  Antrag auf Arbeitserlaubnis spätesten  60  Tage nach 
der  Notifizierung  der  Vollständigkeit  des  Antrags gefasst. 

Handelt  es  sich um einen Antrag auf Arbeitserlaubnis als Saisonarbeitnehmer, wird  der 
Beschluss über  den  Antrag auf Erneuerung oder Verlängerung spätestens  30  Tage nach 
der  Notifizierung  der  Vollständigkeit  des  Antrags gefasst. 

Art. 18.38  -  §1  - Lehnt  der  Gemeinschaftsminister  den  Antrag  ab,  übermittelt  der 
Fachbereich dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer,  der die  Bedingungen  von  Artikel  9 
des  Gesetzes erfüllt, diese Ablehnung  per  Einschreiben. 

In  Übereinstimmung mit Artikel  9 des  Gesetzes vermerkt  die  Entscheidung: 
1. die  Möglichkeit, Beschwerde einzulegen; 
2. die  zuständigen Instanzen,  die  davon Kenntnis nehmen; 
3. die  zu respektierenden Fristen und Formvorschriften. 

§2  -  Der  Antragsteller, dessen Antrag abgelehnt wurde, kann Beschwerde beim Ge-
meinschaftsminister innerhalb einer Frist  von 30  Tagen  ab der  Notifizierung einreichen. 

Lehnt  der  Gemeinschaftsminister  den  Antrag erneut  ab,  übermittelt  der  Fachbereich 
dem Antragsteller  die  Entscheidung  per  Einschreiben. 

Die  Entscheidung vermerkt: 
1. die  Möglichkeit, Beschwerde einzulegen; 
2. die  zuständigen Instanzen,  die  davon Kenntnis nehmen; 
3. die  zu respektierenden Fristen und Formvorschriften. 

§3  - Solange  die  Beschwerde beim Gemeinschaftsminister anhängig ist, wird jeder An-
trag für unzulässig erklärt,  der  nach Einleitung  der  Beschwerde vorgebracht wird, voraus-
gesetzt,  es  handelt sich um  die  Beschäftigung desselben Arbeitnehmers und vorausge-
setzt,  die  beim Gemeinschaftsminister anhängige Beschwerde betrifft einen aufgrund  von 
Artikel  18  oder Artikel  18.33  eingereichten Antrag. 

Art. 18.39  -  Der  Drittstaatsangehörige,  der  für einen Aufenthalt  von  weniger als  90 
Tagen zugelassen ist, und  die  Gesamtdauer seines Aufenthalts über  90  Tage hinaus ver-
längern möchte, reicht seinen Antrag gemäß dem  in  Kapitel IV Abschnitt  3  beschriebenen 
Verfahren ein." 

Art. 24  - Artikel  20  desselben Königlichen Erlasses wird wie folgt ersetzt: 
„Art. 20  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts sind für ein Praktikum  von 

mehr als  90  Tagen  die  Bestimmungen  des  Titels  II  Kapitel  5 des  Ausführungszusammenar-
beitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  anwendbar. 

Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts versteht  man  unter Praktikanten  die 
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in  Artikel  47  Nummer  1 des  Ausführungszusammenarbeitsabkommens vom  6.  Dezember 
2018  erwähnten Drittstaatsangehörigen." 

Art. 25  - Artikel  21  Nummer  1  desselben Königlichen Erlasses wird wie folgt ersetzt: 
„1.  das Praktikum absolviert im  Anschluss  an einen innerhalb  der  letzten zwei Jahre vor 

dem Datum  der  Antragstellung erlangten Hochschulabschluss oder im Rahmen eines Stu-
diums, das zu einem solchen Abschluss führt" 

Art. 26  - Artikel  22  desselben Königlichen Erlasses wird wie folgt ersetzt: 
„Art. 22  - Das Praktikum entspricht folgenden Bedingungen: 
1. es  betrifft  den  gleichen Bereich wie  der in  Artikel  21  erwähnte Hochschulabschluss 

bzw. das  dort  erwähnte Studium und  es  entspricht dem gleichen Qualifikationsniveau; 
2.seine Gesamtdauer überschreitet nicht sechs Monate; 
3. es  ist Gegenstand eines Praktikumsvertrags,  der in die  Muttersprache  des  Betreffen-

den oder  in  eine andere Sprache,  die  er versteht, übersetzt worden ist und  in  dem insbe-
sondere folgende Elemente vermerkt sind: 

a) die  Anzahl Stunden  der  Ausbildung; 
b) die  Bedingungen  der  Tätigkeit und  der  Aufsicht; 
c) die  Arbeitszeiten  des  Praktikanten; 
d) das Rechtsverhältnis zwischen dem Praktikanten und dem aufnehmenden Unter-

nehmen." 

Art. 27  - Artikel  23  desselben Königlichen Erlasses wird aufgehoben. 

Art. 28  -  In  Kapitel  VI  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königli-
chen Erlass vorn  12.  September  2001,  wird folgender Abschnitt  4, der die  Artikel  30.1  und 
30.2  umfasst, eingefügt; 

„Abschnitt  4  - Saisonarbeitnehmer 

Art. 30.1  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts sind für eine Beschäftigung 
von  mehr als  90  Tagen  die  Bestimmungen  des  Titels  II  Kapitel  2 des  Ausführungszusam-
menarbeitsabkommens vom  6,  Dezember  2018  anwendbar. 

Art. 30.2  - Unbeschadet  des  Artikels  8  wird eine Arbeitserlaubnis für Saisonarbeitneh-
mer nur genehmigt, wenn: 

1. der  Saisonarbeitnehmer einen Arbeitsvertrag mit einem Arbeitgeber für saisonab-
hängige Aktivitäten im Landwirtschafts- oder im Hotel-,  Restaurant-  und Cateringsektor 
abschließt; 

2. der  Arbeitgeber  die  Reisekosten  des  Saisonarbeitnehmers  von  seinem Herkunftsort 
bis  zu seinem Arbeitsplatz sowie  die  Rückreisekosten bezahlt; 

3. der  Arbeitgeber  die  Krankenversicherung zugunsten  des  Arbeitnehmers abschließt 
und bezahlt; 

4. die  Gesamtdauer  der  Beschäftigungszeiträume  der  Saisonarbeitnehmer  in  Anwen-
dung  des  vorliegenden Abschnitts höchstens fünf Monate innerhalb eines Zeitraums  von 
zwölf Monaten beträgt. 

Die in  Absatz  1  erwähnte Arbeitserlaubnis wird für höchstens fünf Monate gewährt. 

Der  Minister: 
1. legt fest, wie viele Drittstaatsangehörige zum Zwecke  der  Saisonarbeit auf dem 

deutschen Sprachgebiet beschäftigt werden dürfen. 
2.kann  die in  Absatz  1  Nummer  1  erwähnten Sektoren  der  saisonabhängigen Tätigkei-

ten ändern." 



Art. 29  -  In  Kapitel  VI  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königli-
chen Erlass vom  12.  September  2001,  wird folgender Abschnitt  5, der die  Artikel  30.3-30.7 
umfasst, eingefügt: 

„Abschnitt  5  - Unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer 

Art. 30.3  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts sind für eine Beschäftigung 
von  mehr als  90  Tagen  die  Bestimmungen  des  Titels  II  Kapitel  3 des  Ausführungszusam-
menarbeitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  anwendbar. 

Art. 30.4  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen  der  Erlaubnis für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer wird gewährt, wenn  der  Drittstaatsangehörige folgende Be-
dingungen erfüllt: 

1.  er erbringt  den  Nachweis, dass  die  aufnehmende Niederlassung und das Unterneh-
men mit Sitz  in  einem Drittstaat zum gleichen Unternehmen oder zur gleichen Unterneh-
mensgruppe gehören; 

2.  er erbringt  den  Nachweis, dass er unmittelbar vor dem Zeitpunkt  des  unternehmens-
internen Transfers mindestens drei Monate ohne Unterbrechung  in  dem gleichen Unter-
nehmen oder  der  gleichen Unternehmensgruppe beschäftigt war; 

3.  er weist höhere Berufsqualifikationen vor, und zwar anhand: 
a) eines Hochschuldiploms oder anhand einer angemessenen Berufserfahrung, wenn  es 

sich um Führungskräfte und Spezialisten handelt; 
b) eines Universitätsabschlusses, wenn  es  sich um Trainees handelt; 
4. die  Höhe seiner Entlohnung und  die  sonstigen Arbeits- und Beschäftigungsbedin-

gungen sind gemäß  den  geltenden Rechtsvorschriften nicht ungünstiger als für Arbeit-
nehmer  in  vergleichbaren Positionen; 

S.  er kehrt nach Ablauf  des  unternehmensinternen Transfers  in  ein Unternehmen  in  ei-
nem Drittstaat zurück, das dem gleichen Unternehmen oder  der  gleichen Unternehmens-
gruppe angehört; 

6.  er wird als ICT-Führungskraft, ICT-Spezialist oder als ICT-Trainee beschäftigt. 

Art. 30.5  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen einer Erlaubnis für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer wird für  die  Dauer  des  Transfers mit einer Höchstdauer  von 
drei Jahren für ICT-Führungskräfte und ICT-Spezialisten und mit einer Höchstdauer  von 
einem Jahr für ICT-Trainees gewährt. 

Wenn  die in  Absatz  1  erwähnte Höchstdauer  des  unternehmensinternen Transfers er-
reicht wird, kann  der  Drittstaatsangehörige einen neuen Antrag auf eine Erlaubnis für un-
ternehmensintern transferierte Arbeitnehmer erst nach Ablauf einer Frist  von  drei Mona-
ten einreichen. 

Art. 30.6  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen  der  Erlaubnis für langfristige Mobilität für 
unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer wird gewährt, wenn  der  Drittstaatsan-
gehörige folgende Bedingungen erfüllt: 

1.er ist während  der  Dauer  des  Transfers Inhaber einer gültigen, durch  den  ersten Mit-
gliedstaat ausgestellten Erlaubnis für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer; 

2. er erbringt  den  Nachweis, dass  die  aufnehmende Niederlassung und das Unterneh-
men mit Sitz  in  einem Drittstaat zum gleichen Unternehmen oder zur gleichen Unterneh-
mensgruppe gehören; 

3. die  Höhe seiner Entlohnung und  die  sonstigen Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen sind gemäß  den  geltenden Rechtsvorschriften nicht ungünstiger als für Arbeit-
nehmer  in  vergleichbaren Positionen; 

4.er wird als ICT-Führungskraft, ICT-Spezialist oder als ICT-Trainee beschäftigt; 
S. die  langfristige Mobilität überschreitet nicht  die in  Artikel  30.5  erwähnte Höchstdau-

 

er, gegebenenfalls reduziert um  die  Dauer eines Aufenthalts  in  anderen Mitgliedstaaten 
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im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers. 

Art. 30.7  -  Die in  Artikel  30.4  Nummer  4  und  in  Artikel  30.6  Nummer  3  erwähnte Jah-
resentlohnung ist nicht ungünstiger als  die  Entlohnung für Arbeitnehmer  in  vergleichba-
ren Situationen, wenn diese mindestens  den  folgenden Beträgen entspricht: 

1. 52.978  Euro für ICT-Führungskräfte; 
2. 42.382  Euro für ICT-Spezialisten; 
3. 26.489  Euro für ICT-Trainees. 

Die in  Absatz  1  erwähnten Beträge werden gemäß Artikel  37/1  indexiert. 

Bei  der  Beurteilung, ob  die  Jahresentlohnung nicht ungünstiger ist als  die  Entlohnung 
für Arbeitgeber  in  vergleichbaren Situationen, sind  die  individuellen Besonderheiten  des 
Einzelfalls zu berücksichtigen." 

Art. 30  -  In  Kapitel  VI  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königli-
chen Erlass vom  12.  September  2001,  wird folgender Abschnitt  6, der die  Artikel  30.8  und 
30.9  umfasst, eingefügt: 

„Abschnitt  6  - Blaue Karte EU für hochqualifizierte Arbeitnehmer 

Art. 30.8  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts sind für eine Beschäftigung 
von  mehr als  90  Tagen  die  Bestimmungen  des  Titels  II  Kapitel  1 des  Ausführungszusam-
menarbeitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  anwendbar. 

Art. 30.9  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen  der  Blauen Karte EU wird unter folgenden 
Bedingungen erteilt: 

1. der  Arbeitgeber hat mit dem ausländischen Arbeitnehmer einen Arbeitsvertrag für 
eine unbestimmte Dauer oder für mindestens ein Jahr geschlossen; 

2. der  ausländische Arbeitnehmer erhält einen Jahresbruttolohn  von  mindestens  52.978 
Euro, welcher gemäß dem Artikel  37/1  berechnet und indexiert wird; 

3. der  Arbeitnehmer verfügt über eine höhere berufliche Qualifikation und ist im Besitz 
eines Diploms, das ihm durch eine Bildungseinrichtung ausgehändigt wurde,  die  im Staat 
ihrer Niederlassung als höhere Bildungseinrichtung anerkannt ist. 

Als Diplom gilt jedes  von  einer zuständigen Stelle ausgestellte Diplom, Prüfungszeugnis 
oder sonstiger  von  ihr ausgestellter Befähigungsnachweis, welche nach erfolgreichem Ab-
schluss eines Hochschulstudiums,  d. h.  einer Reihe  von  Lehrveranstaltungen  in  einer staat-
lichen oder staatlich anerkannten Hochschule  in  dem betreffenden Staat erworben wur-
den, sofern  die  zu seinem Erwerb erforderlichen Studien mindestens drei Jahre gedauert 
haben." 

Art. 31  -  In  Kapitel  VI  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königli-
chen Erlass vom  12.  September  2001,  wird folgender Abschnitt  7, der die  Artikel  30.10-
30.15  umfasst, eingefügt: 

„Abschnitt  7  - Forscher 

Art. 30.10  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts sind für eine Beschäfti-
gung  von  mehr als  90  Tagen  die  Bestimmungen  des  Titels  II  Kapitel  4 des  Ausführungszu-
sammenarbeitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  anwendbar. 

Art. 30.11  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts versteht  man  unter For-
schern  die in  Artikel  37  Nummer  1 des  Ausführungszusammenarbeitsabkommens vom  6. 
Dezember  2018  erwähnten Drittstaatsangehörigen. 
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Art. 30.12  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen einer Erlaubnis für Forscher wird For-
schern erteilt,  die  nach Belgien kommen, um im Rahmen einer Aufnahmevereinbarung 
Forschung an einer anerkannten Forschungseinrichtung auf dem deutschen Sprachgebiet 
zu betreiben  in den  Fällen und gemäß  den  Bedingungen und Modalitäten  des  Königlichen 
Erlasses vom  8.  Juni  2007  zur Festlegung  der  Zulassungsbedingungen für  die  Forschungs-
einrichtungen,  die  im Rahmen  von  Forschungsprojekten Aufnahmevereinbarungen mit 
Forschern aus Nicht-EU-Staaten abschließen möchten, und zur Festlegung  der  Bedingun-
gen, unter denen solche Aufnahmevereinbarungen abgeschlossen werden können, inso-
fern  die  Arbeits- und Lohnbedingungen nicht ungünstiger sind, als  die  für Forscher  in  ver-
gleichbaren Funktionen. 

Art. 30.13  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen  der  Erlaubnis für langfristige Mobilität für 
Forscher wird gewährt, wenn  der  Forscher folgende Bedingungen erfüllt: 

1. er ist während  des  gesamten Verfahrens Inhaber einer gültigen, durch  den  ersten 
Mitgliedstaat ausgestellten Erlaubnis für Forscher; 

2. er ist mit  der  zugelassenen Forschungseinrichtung,  die  sich auf dem deutschen 
Sprachgebiet befindet, durch eine gültige Aufnahmevereinbarung im Sinne  von  Artikel 
30.12  gebunden, um einen Teil  des  Forschungsprojekts auszuführen, für das  die  Erlaubnis 
für Forscher im ersten Mitgliedstaat ausgestellt wurde. 

Art. 30.14  -  Die in  Artikel  30.12  oder  30.13  erwähnte Arbeitserlaubnis: 
1.wird auf  die  Dauer  des in der  Aufnahmevereinbarung zwischen dem Forscher und 

der  anerkannten Forschungseinrichtung vorgesehenen Forschungsprojekts begrenzt; 
2. umfasst  die  Aktivitäten,  die der  Forscher im Rahmen  des  Forschungsprojekts als 

Gastprofessor  in  einer anerkannten Forschungseinrichtung ausübt. 

Art. 30.15  - Findet  die  Forschung im Rahmen eines bestimmten  Unions-  oder multilate-
ralen Programms mit Mobilitätsmaßnahmen statt, wird dieses Programm auf  der  Arbeits-
erlaubnis zu Forschungszwecken erwähnt." 

Art. 32  -  In  Kapitel  VI  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königli-
chen Erlass vom  12.  September  2001,  wird folgender Abschnitt  8, der die  Artikel  30.16-
30.18  umfasst, eingefügt: 

„Abschnitt  8  - Freiwillige im Rahmen  des  Europäischen Solidaritätskorps 

Art. 30.16  - Für  die  Anwendung  des  vorliegenden Abschnitts sind für einen Freiwilli-
gendienst  von  mehr als  90  Tagen  die  Bestimmungen  des  Titels  II  Kapitel  6 des  Ausfüh-
rungszusammenarbeitsabkommens vom  6.  Dezember  2018  anwendbar. 

Art. 30.17  -  Die  Arbeitserlaubnis für Freiwillige im Rahmen  des  Europäischen Solidari-
tätskorps wird erteilt, wenn eine durch  den  Freiwilligen und  die  aufnehmende Einrichtung 
unterschriebene Freiwilligenvereinbarung vorliegt,  die  Folgendes beinhaltet: 

1.eine Beschreibung  des  Freiwilligenprogramms; 
2. die  Dauer  des  Freiwilligendienstes,  die  höchstens  12  Monate beträgt, sowie  die 

Dienstzeiten  des  Freiwilligen; 
3. die  Bedingungen  der  Tätigkeit und  der  Betreuung  des  Freiwilligen; 
4. die  zur Verfügung stehenden Mittel, um  die  Kosten für Unterhalt und Unterkunft  des 

Freiwilligen abzudecken, sowie einen Mindestbetrag als Taschengeld während  der  Ge-
samtdauer  des  Aufenthalts. 

Art. 30.18  -  Die in  Artikel  30.17  erwähnte Arbeitserlaubnis wird für eine Höchstdauer 
von 12  Monaten ausgestellt." 

Art. 33  -  In  Artikel  31  desselben Königlichen Erlasses werden folgende Absätze  3  und  4 
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eingefügt: 
„Der  Antrag auf Erneuerung einer  in  Kapitel IV Abschnitt  3  erwähnten Erlaubnis muss 

gemäß Artikel  21 des  Zusammenarbeitsabkommens spätestens zwei Monate vor Ablauf 
der  Gültigkeitsdauer  der  laufenden Erlaubnis vom Antragsteller eingereicht werden. 

In  Abweichung  von  Absatz  1  ist keine Erneuerung möglich, wenn  die in den  Artikeln  22, 
30.2, 30.5  und  3018  erwähnte Höchstdauer  der  Erlaubnis erreicht ist." 

Art. 34  - Artikel  34  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königlichen 
Erlass vom  6.  Februar  2003,  wird wie folgt abgeändert: 

1. in  Nummer  1  wird  die  Wortfolge „oder ersthafte, genaue und schlüssige Vermutun-
gen aufgrund bekannter Tatsachen auf Betrug oder Arglist," durch  die  Wortfolge  „,die  im 
Antrag enthaltenden Dokumente  in  betrügerischer Weise erworben, gefälscht oder mani-
puliert wurden, oder ernsthafte und übereinstimmende Anhaltspunkte vorliegen,  die  auf 
einen Betrug, eine arglistige Täuschung, betrügerische Handlungen oder falsche Informa-
tionen hinweisen, oder" ersetzt; 

2. Nummer  5  wird durch  die  Wortfolge „oder an  der  wirtschaftlichen Situation  des  Ar-
beitgebers ersichtlich ist und darauf schließen lässt, dass er nicht  in der  Lage ist,  den  ent-
sprechenden Lohn und  die  Nebenkosten zu bezahlen;" ergänzt; 

3. folgende Nummern  8-10  werden eingefügt: 
„8.  wenn gegen  den  Arbeitgeber wegen Schwarzarbeit und/oder illegaler Beschäftigung 

in  Anwendung  von  Artikel  175 des  Sozialstrafgesetzbuches Sanktionen verhängt wurden; 
9. wenn  der  Drittstaatsangehörige  den  aus einer früheren Entscheidung über  die  Zulas-

sung als Saisonarbeitnehmer erwachsenen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist; 
10. wenn das Unternehmen  des  Arbeitgebers sich gemäß  den  Rechtsvorschriften über 

die  Insolvenz  in  Konkurs oder Abwicklung befindet oder abgewickelt worden ist, eine ge-
richtliche Reorganisation beantragt hat oder keine Geschäftstätigkeit ausgeübt wird." 

Art. 35  - Artikel  35  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  den  Königlichen 
Erlass vom  6.  Februar  2003,  wird wie folgt abgeändert: 

1. Paragraf  1  Nummer  1  wird durch  die  Wortfolge „,  die  im Antrag enthaltenden Doku-
mente  in  betrügerischer Weise erworben, gefälscht oder manipuliert wurden, oder ernst-
hafte und übereinstimmende Anhaltspunkte vorliegen,  die  auf einen Betrug, eine arglistige 
Täuschung, betrügerische Handlungen oder falsche Informationen hinweisen;" ergänzt; 

2. in  Paragraf  1  werden folgende Nummern  7  und  8  eingefügt: 
„7.  wenn gegen  den  Arbeitgeber wegen Schwarzarbeit und/oder illegaler Beschäftigung 

in  Anwendung  von  Artikel  175 des  Sozialstrafgesetzbuches Sanktionen verhängt wurden; 
8.  wenn das Unternehmen  des  Arbeitgebers sich gemäß  den  Insolvenzgesetzen  in  Kon-

kurs oder Abwicklung befindet oder abgewickelt worden ist, sich  in  offenkundiger Zah-
lungsunfähigkeit befindet, eine gerichtliche Reorganisation beantragt hat oder keine Ge-
schäftstätigkeit ausgeübt wird." 

3. Paragraf  2  Nummer  1  wird durch  die  Wortfolge „,  die  im Antrag enthaltenden Doku-
mente  in  betrügerischer Weise erworben, gefälscht oder manipuliert wurden, oder ernst-
hafte und übereinstimmende Anhaltspunkte vorliegen,  die  auf einen Betrug, eine arglistige 
Täuschung, betrügerische Handlungen oder falsche Information hinweisen;" ergänzt. 

Art. 36  -  In  denselben Königlichen Erlass, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  der  Re-
gierung vom  7.  Juni  2018,  wird folgender Artikel  36.1  eingefügt: 

„Art. 36.1  -  Der  Arbeitgeber,  der  eine  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummern  4, 6, 7  oder  21 
aufgeführte Person, mit Ausnahme  von  ICT-Trainees, beschäftigt, übermittelt dem Fach-
bereich jährlich spätestens einen Monat nach dem  Tag der  Ausstellung  der  Arbeitserlaub-
nis folgende Dokumente: 

1.  eine Kopie  der  Lohnzettel oder  der  Lohnabrechnungen für  den  gesamten Zeitraum 
der  Arbeitserlaubnis; 
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2.eine Kopie  des  individuellen Lohnkontos; 
3.wenn  es  sich um eine Entsendung im Rahmen  von  Titel IV Kapitel  8 des  Programm-

gesetzes  (I)  vom  27.  Dezember  2006  handelt,  den  Nachweis  der  Eintragung im Limosa-
Kataster." 

Art. 37  - Artikel  37/1  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der 
Wallonischen Regierung vom  6.  November  2014  und abgeändert durch  den  Erlass  der  Re-
gierung vom  7.  Juni  2018,  wie folgt abgeändert: 

1. in  Absatz  1  wird  die  Wortfolge  „Le  montant  de  rémunération prévu  ä  l'Artikel  15/1 
§2  Absatz  1  Nummer  2,  est adapté"  durch  die  Wortfolge  „Die  Beträge  der in den  Artikeln 
30.7  und  30.9  erwähnten Löhne werden angepasst" ersetzt und  die  Wortfolge  „multiplié 
par le  coefficient  de  conversion"  wird gestrichen; 

2. in  Absatz  2  Nummer  2  wird  die  Zahl  „"2013"  durch  die  Zahl  „2018"  ersetzt; 
3. in  Absatz  2  Nummer  3  wird  die  Zahl  „2012"  durch  die  Zahl  „2017"  ersetzt und  die 

Zahl  „1997"  durch  die  Zahl  „2010"  ersetzt; 
4.Absatz  2  Nummer  5  wird aufgehoben. 

Art. 38  -  In  Artikel  37/2  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der 
Wallonischen Regierung und abgeändert durch  den  Erlass  der  Regierung vom  7.  Juni  2018, 
wird  die  Wortfolge „Artikel  15/1 §2  Absatz  1  Nummer  2"  durch  die  Wortfolge „Artikel  30.4 
Nummer  4, in  Artikel  30.6  Nummer  3  und  in  Artikel  30.9  Nummer  2"  ersetzt. 

Art. 39  -  In  denselben Königlichen Erlass, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  der  Re-
gierung vom  7.  Juni  2018,  wird folgendes Kapitel  X.1,  das  die  Artikel  37.2-37.4  umfasst, 
eingefügt: 

„Kapitel  X.1-  Datenschutzbestimmungen 

Art. 37.2  - Unbeschadet anderslautender gesetzlicher oder dekretaler Bestimmungen 
sind das Ministerium  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft, hiernach als „Ministerium" be-
zeichnet, und alle anderen Personen,  die  an  der  Ausführung  des  vorliegenden Erlasses 
beteiligt sind, dazu verpflichtet,  die  Angaben,  die  ihnen  in  Ausübung ihres Auftrags anver-
traut werden, vertraulich zu behandeln. 

Art. 37.3  - Das Ministerium ist für  die  Verarbeitung  der in  Kapitel  4  Abschnitt  3  er-
wähnten personenbezogenen Daten im Sinne  der  Datenschutz-Grundverordnung verant-
wortlich. Das Ministerium gilt für  die  Verarbeitung als Verantwortlicher im Sinne  von  Arti-
kel  4  Nummer  7 der  Datenschutz-Grundverordnung. 

Das Ministerium verarbeitet personenbezogene Daten im Hinblick auf  die  Ausführung 
der in  vorliegendem Erlass festgelegten Aufträge, insbesondere was  die in  Kapitel  III,  IV, 
VI, VII  und  VIII  aufgeführten Aufgaben betrifft.  Es  darf  die  erhobenen Daten nicht zu an-
deren Zwecken als zur Ausführung  der dort  aufgeführten Aufträge verwenden. 

Die  Verarbeitung  von  personenbezogenen Daten erfolgt unter Einhaltung  der  anwend-
baren Rechtsvorschriften im Bereich Datenschutz. 

Art. 37.4  -  Die  Daten dürfen höchstens während zehn Jahren, nachdem ein Antrag auf 
eine  in  vorliegendem Erlass erwähnte Arbeitserlaubnis eingereicht wurde,  in  einer Form 
aufbewahrt werden,  die die  Identifizierung  der  betroffenen Personen ermöglicht. Unbe-
schadet  der  Bestimmungen  in  Bezug auf das Archivwesen werden sie spätestens nach 
Ablauf dieser Frist vernichtet." 

Art. 40  - Vorliegender Erlass tritt  am Tag  seiner Veröffentlichung  in  Kraft. 
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Art. 41  -  Der  für Beschäftigung zuständige Minister wird mit  der  Durchführung  des 
vorliegenden Erlasses beauftragt. 

Eupen, den ... 

Für  die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

Der  Ministerpräsident 
O.  PAASCH 

Die  Vize-Ministerpräsidentin, Ministerin für Kultur, Beschäftigung und Tourismus 
I.  WEYKMANS 



GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE 

[Numéro d'enregistrement] 

Avant-projet d'un arrêté du Gouvernement modifiant l'arrêté royal du 9 juin 1999 
portant exécution de la loi du 30 avril 1999 relative á l'occupation des travailleurs 

étrangers 

Le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

Vu la loi spéciale du 8 août 1980 de reformes institutionnelles, l'article 6, §  ier,  IX, 30, 
modifié par les lois spéciales des 16 juillet 1993 et 6 janvier 2014, et 40, modifié par la loi 
spéciale du 6 janvier 2014, ainsi que l'article 20; 

Vu l'Accord de coopération du 2 février 2018 entre l'État fédéral, la Région wallonne, la 
Région flamande, la Région de Bruxelles-Capitale et la Communauté germanophone 
portant sur la coordination des politiques d'octroi d'autorisations de travail et d'octroi du 
permis de séjour, ainsi que les normes relatives à l'emploi et au séjour des travailleurs 
étrangers, l'article 16, l'article 18, § 2, et l'article 24, § 1er; 

Vu la loi du 31 décembre 1983 de réformes institutionnelles pour la Communauté 
germanophone, l'article 7; 

Vu la loi du 30 avril 1999 relative à l'occupation des travailleurs étrangers, l'article 8, 
§§  ier  et 2, modifiés en dernier lieu par le décret du 25 avril 2016, et l'article 10, alinéa 4, 
modifié par le décret du 25 avril 2016; 

Vu l'accord de coopération du 6 décembre 2018 entre l'État fédéral, la Région wallonne, 
la Région flamande, la Région de Bruxelles-Capitale et la Communauté germanophone 
portant exécution de l'accord de coopération du 2 février 2018 entre l'État fédéral, la 
Région wallonne, la Région flamande, la Région de Bruxelles-Capitale et la Communauté 
germanophone portant sur la coordination des politiques d'octroi d'autorisations de travail 
et d'octroi du permis de séjour, ainsi que les normes relatives à l'emploi et au séjour des 
travailleurs étrangers; 

Vu l'arrêté royal du 9 juin 1999 portant exécution de la loi du 30 avril 1999 relative 
l'occupation des travailleurs étrangers; 

Vu l'avis de l'inspecteur des Finances, donné le ; 

Vu l'accord du Ministre-Président, compétent en matière de Budget, donné le 

Vu l'avis n° de l'Autorité de protection des données du ....; 

Vu l'avis du Conseil d'État n° ..., donné le ..., en application de l'article 84, § ler, alinéa ler, 
2°, des lois sur le Conseil d'État, coordonnées le 12 janvier 1973; 

Sur la proposition du Ministre compétent en matière d'Emploi; 

Après délibération, 

Arrête : 
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Article 1'  - Le présent arrêté transpose partiellement les directives suivantes : 
10 la directive 2009/50/CE du Conseil du 25 mai 2009 établissant les conditions 

d'entrée et de séjour des ressortissants de pays tiers aux fins d'un emploi hautement 
qualifié; 

2° la directive 2014/36/UE du Parlement européen et du Conseil du 26 février 2014 
établissant les conditions d'entrée et de séjour des ressortissants de pays tiers aux fins 
d'un emploi en tant que travailleur saisonnier; 

3° la directive 2014/66/UE du Parlement européen et du Conseil du 15 mai 2014 
établissant les conditions d'entrée et de séjour des ressortissants de pays tiers dans le 
cadre d'un transfert temporaire intragroupe; 

4° la directive 2016/801/UE du Parlement européen et du Conseil du 11 mai 2016 
relative aux conditions d'entrée et de séjour des ressortissants de pays tiers ä des fins de 
recherche, d'études, de formation, de volontariat et de programmes d'échange d'élèves ou 
de projets éducatifs et de travail au pair. 

Art. 2 - À l'article  ier  de l'arrêté royal du 9 juin 1999 portant exécution de la loi du 
30 avril 1999 relative ä l'occupation des travailleurs étrangers, modifié en dernier lieu par 
l'arrêté du Gouvernement 7 juin 2018, les modifications suivantes sont apportées : 

1° le 18° est remplacé par ce qui suit : 
« 18° carte bleue européenne : le document mentionné ä l'article 6, 1°, de l'accord de 

coopération d'exécution du 6 décembre 2018;» 
2° l'article est complété par les 23° ä 28° rédigés comme suit : 
« 23° accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 : l'accord de coopération 

du 6 décembre 2018 entre l'État fédéral, la Région wallonne, la Région flamande, la Région 
de Bruxelles-Capitale et la Communauté germanophone portant exécution de l'accord de 
coopération du 2 février 2018 entre l'État fédéral, la Région wallonne, la Région flamande, 
la Région de Bruxelles-Capitale et la Communauté germanophone portant sur la 
coordination des politiques d'octroi d'autorisations de travail et d'octroi du permis de 
séjour, ainsi que les normes relatives ä l'emploi et au séjour des travailleurs étrangers; 

24° travailleur saisonnier : le ressortissant de pays tiers mentionné ä l'article 12, 1°, de 
l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018; 

25° cadre ICT: le ressortissant de pays tiers mentionné ä l'article 24, 1°, de l'accord de 
coopération d'exécution du 6 décembre 2018; 

26° expert ICT : le ressortissant de pays tiers mentionné ä l'article 24, 2°, de l'accord de 
coopération d'exécution du 6 décembre 2018; 

27° employé stagiaire ICT : le ressortissant de pays tiers mentionné ä l'article 24, 3°, de 
l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018; 

28° volontaire : le ressortissant de pays tiers mentionné ä l'article 55, 1°, de l'accord de 
coopération d'exécution du 6 décembre 2018. » 

Art. 3 - À l'article 2 du même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, les modifications suivantes sont apportées : 

1° ä l'alinéa l er, le 26° est remplacé par ce qui suit : 
« 26° les chercheurs qui viennent en Belgique pour faire de la recherche pendant une 

durée maximale de nonante jours auprès d'un organisme de recherche situé en région de 
langue allemande et agréé conformément ä l'arrêté royal du 8 juin 2007 contenant les 
conditions d'agrément des organismes de recherche qui souhaitent conclure, dans le cadre 
de projets de recherche, des conventions d'accueil avec des chercheurs de pays hors 
Union européenne, et fixant les conditions auxquelles de telles conventions d'accueil 
peuvent être conclues. La durée maximale de la recherche est portée ä cent-quatre-
vingts jours sur une période de trois-cent-soixante jours pour les chercheurs qui sont 
titulaires d'un permis pour chercheur délivré par un autre État membre, valide durant 
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toute la durée de la recherche, et qui exercent leur droit ä la mobilité ä court terme, pour 
autant qu'ils disposent d'une convention d'accueil dans un premier État membre et que 
leurs conditions de travail et de revenu soient au moins aussi favorables que celles 
accordées aux chercheurs occupant des fonctions comparables. »; 

2° ä l'alinéa l er, il est inséré un 36° rédigé comme suit : 
«36° Les personnes faisant l'objet d'un transfert temporaire intragroupe d'une durée 

maximale de nonante jours sur une période de cent-quatre-vingts jours qui viennent en 
Belgique et qui sont titulaires d'un permis pour personne faisant l'objet d'un transfert 
temporaire intragroupe délivré par un autre État membre, valide durant toute la durée 
dudit transfert, et dont l'occupation répond aux conditions suivantes : 

a) l'entité hôte et l'entreprise établie dans un pays tiers appartiennent ä la même 
entreprise ou au même groupe d'entreprises; 

b) le travailleur dispose d'un contrat de travail le liant ä son employeur établi dans un 
pays tiers; 

c) s'il s'agit de cadres ou d'experts ICT, ceux-ci disposent d'une lettre de mission signée 
par l'employeur, spécifiant la durée du transfert et la fonction exercée ainsi que les 
conditions de travail et de rémunération pour la durée du transfert; 

d) s'il s'agit d'employés stagiaires ICT, ceux-ci disposent d'une convention de stage 
spécifiant la durée du transfert et le programme de formation ainsi que les conditions de 
travail et de rémunération pour la durée du transfert. » 

Art. 4 - L'article 3 du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 6 février 2003, 
est complété par un alinéa rédigé comme suit : 

«Par dérogation ä l'alinéa l er, 2°, et ä l'exception de l'autorisation de travail délivrée aux 
employés stagiaires ICT, l'autorisation de travail délivrée aux travailleurs mentionnés ä 
l'article 9, 4°, 6°, 7° et 21° est valable pour une période de trois années ou, selon le cas, 
pour une période égale ä la durée d'occupation prévue dans le contrat de travail ou la 
lettre de mission, si cette durée est inférieure ä trois années.» 

Art. 5 - Dans le même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, sont insérés les articles 3.1 ä 3.3 rédigés comme suit : 

«Art. 3.1. - Un permis de travail B et une autorisation d'occupation sont délivrés pour 
l'occupation des ressortissants de pays tiers qui remplissent les conditions suivantes : 

1° ils sont autorisés ä travailler pour une période de maximum nonante jours; 
2° ils sont autorisés ä travailler pour une période déterminée sans que leur résidence 

principale se situe sur le territoire belge; 
3° ils sont autorisés en tant que jeunes au pair au sens du chapitre VI, section 2. 

Les dispositions du chapitre IV, section 4, s'appliquent aux demandes d'autorisation de 
travail auxquelles s'applique l'alinéa l er. 

Art. 3.2. - Conformément ä l'article 16 de l'accord de coopération, les autorisations 
d'occupation et de travail sont contenues dans le permis unique ou un autre permis de 
séjour en vue d'un emploi d'une période de plus de nonante jours, si le ressortissant de 
pays tiers a sa résidence principale sur le territoire belge. 

Les dispositions du chapitre IV, section 3, s'appliquent aux demandes d'autorisation de 
travail auxquelles s'applique l'alinéa l er. 

Art. 3.3 - Pendant la période d'occupation dans le cadre d'un permis de travail B: 
1° l'employeur informe le département de toute rupture du contrat de travail; 
2° en cas de changement d'employeur ainsi qu'en cas de modification significative des 

conditions d'emploi ayant des conséquences sur la validité de l'autorisation d'occupation, 
une nouvelle demande de permis de travail est introduite. 
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Par dérogation ä l'alinéa  ier,  aucune nouvelle demande de permis de travail n'est 
introduite en cas de changement d'employeur au terme de deux années d'occupation dans 
le cadre d'une carte bleue européenne pour autant que les conditions mentionnées ä 
l'article 30.9 soient remplies. 

Par dérogation ä l'article 3, alinéa 2, et au terme de deux années d'occupation, la carte 
bleue européenne reste valable pour l'occupation auprès de tout employeur pour autant 
que les conditions mentionnées ä l'article 30.9 soient remplies.» 

Art. 6 - L'article 5 du même arrêté royal, modifié par les arrêtés royaux des 
23 décembre 2008 et 17 juillet 2012 et l'arrêté du Gouvernement du 7 juin 2018, est 
complété par deux alinéas rédigés comme suit : 

« L'alinéa l er  ne s'applique pas au permis pour personne faisant l'objet d'un transfert 
temporaire intragroupe prévu ä l'article 9, 14°, et ä l'article 9, 21°. 

Aux fins d'application de l'alinéa l er, le séjour doit être autorisé ou accordé pour une 
période de plus de nonante jours conformément au titre  Ier,  chapitre III, de la loi du 
15 décembre 1980 au ressortissant de pays tiers pour les demandes mentionnées ä 
l'article 9, 5° et 23°. 

Art. 7 - À l'article 9, alinéa l er, du même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté 
du Gouvernement du 7 juin 2018, les modifications suivantes sont apportées : 

1° le 3° est rétabli dans la rédaction suivante : 
«3° de journalistes séjournant en Belgique qui sont exclusivement attachés ä des 

journaux publiés ä l'étranger, ou ä des agences de presse, stations de radio ou télévision 
établies ä l'étranger; » 

2° le 4° est remplacé par ce qui suit : 
«4° de travailleurs hautement qualifiés conformément aux conditions mentionnées au 

chapitre VI, section 6; » 
3° dans le 10°, les mots «ou d'une telle formation » sont insérés entre les mots 

« contrat de formation» et les mots « accessoire ä »; 
4° l'article est complété par les 21° ä 23° rédigés comme suit : 
« 21° de personnes faisant l'objet d'un transfert temporaire intragroupe, pour autant 

qu'elles remplissent les conditions mentionnées au chapitre VI, section 5; 
22° de chercheurs, pour autant qu'ils remplissent les conditions mentionnées au 

chapitre VI, section 7; 
23° de volontaires, pour autant qu'ils remplissent les conditions mentionnées au 

chapitre VI, section 8. » 

Art. 8 - L'article 11 du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
23 décembre 2008 et l'arrêté de la Région wallonne du 2 juillet 2015, est complété par les 
mots « et au chapitre VI, section 4 », 

Art. 9 - Ä l'article 12, alinéa 3, du même arrêté royal, les mots «et 4° » sont abrogés. 

Art. 10 - Le chapitre IV, section ibis, du même arrêté royal, qui comporte les articles 
15/1 ä 15/4, modifié en dernier lieu par l'arrêté du Gouvernement du 7 juin 2018, est 
abrogé. 

Art. 11 - Dans l'article 16 du même arrêté royal, modifié par les arrêtés royaux des 
6 février 2003 et 12 septembre 2007, l'alinéa 6 est complété par un i) rédigé comme suit : 

«i) aux volontaires mentionnés au chapitre VI, section 8. » 
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Art. 12 - À l'article 17.1 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement du 
7 juin 2018, les modifications suivantes sont apportées : 

1° dans l'alinéa l er, 1 0, les mots «du chapitre VII, sections ire  et 3,» sont remplacés par 
les mots «du chapitre VI, sections ire  et 3 ä 8, du chapitre VII, »; 

2° l'alinéa 2 est complété par les mots «et, lorsqu'il s'agit d'une demande de mobilité de 
courte durée mentionnée ä l'article 37, 9°, de l'accord de coopération d'exécution du 
6 décembre 2018, ä l'article 2, alinéa l er, 26° ». 

Art. 13 - À l'article 18.3 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement du 
7 juin 2018, le 1° est remplacé par ce qui suit : 

«10 une copie de sa carte d'identité ou de celle de son mandataire; ». 

Art. 14 - À l'article 18.4 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement du 
7 juin 2018, les modifications suivantes sont apportées : 

1° les 2° et 3° sont abrogés; 
2° le 4° est remplacé par ce qui suit : 
«40 une copie d'un diplôme ou d'un certificat d'études en continuation duquel le stage 

s'inscrit ou des résultats des études visés dans le cadre de ce stage, le cas échéant, 
accompagnée d'une traduction allemande; ». 

Art. 15 - L'article 18.18 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement du 
7 juin 2018, est remplacé par ce qui suit : 

«Art. 18.18 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint, s'il s'agit de journalistes séjournant en Belgique et 
exclusivement attachés ä des journaux publiés ä l'étranger, ou ä des agences de presse, 
stations de radio ou télévision établies ä l'étranger, mentionnés ä l'article 9, alinéa  ier,  3°, 
les documents suivants : 

1° une copie de la carte de presse provisoire ou définitive du journaliste, délivrée par 
l'autorité compétente; 

2° la copie du contrat de travail liant le travailleur et l'employeur établi ä l'étranger, le 
cas échéant, accompagnée d'une traduction allemande; 

3° une attestation signée par l'employeur précisant la durée du détachement ainsi que 
les conditions de travail et de rémunération durant le détachement.» 

Art. 16 - L'article 18.22 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement du 
7 juin 2018, est remplacé par ce qui suit : 

« Art. 18.22 - Au formulaire vise ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint, s'il s'agit de chercheurs mentionnés au chapitre VI, 
section 7, les documents suivants : 

1° une copie de la convention d'accueil entre le chercheur et l'organisme de recherche 
agréé, dûment remplie, datée et signée par les deux parties; 

2° s'il s'agit d'un chercheur faisant usage de son droit ä la mobilité de longue durée, la 
copie de son permis pour chercheur valable, délivré par le premier État membre. » 

Art. 17 - Dans le même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, sont insérés les articles 18.23.1 ä 18.23.3 rédigés comme 
suit 

«Art. 18.23.1 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint, s'il s'agit de travailleurs saisonniers mentionnés au 
chapitre VI, section 4, une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des 
titres  Ier  ä III de la loi du 3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les 
deux parties, comportant l'engagement de l'employeur de prendre en charge les frais de 
voyage du travailleur et ses frais d'assurance maladie. 
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Art. 18.23.2 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint, s'il s'agit de cadres ou d'experts ICT mentionnés ä 
l'article 30.4, les documents suivants : 

1° une copie du contrat de travail liant le travailleur et l'employeur établi ä l'étranger, le 
cas échéant, accompagnée d'une traduction allemande; 

2° la preuve que l'entreprise établie dans un pays tiers et l'entreprise hôte 
appartiennent ä la même entreprise ou au même groupe d'entreprises; 

30 la lettre de mission signée par l'employeur, le cas échéant, accompagnée d'une 
traduction allemande, et dans laquelle sont fixés les éléments suivants : 

a) la durée du transfert; 
b) le lieu de l'entreprise hôte; 
c)la description de fonction; 
d) les conditions de travail et de rémunération applicables pendant le transfert; 
e) les informations concernant l'entreprise établie dans un pays tiers dans laquelle le 

travailleur peut retourner au terme de son transfert; 
4° une copie d'un diplôme de l'enseignement supérieur ou la preuve d'une expérience 

professionnelle utile, le cas échéant, accompagnée d'une traduction allemande. 

Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux articles 18.2 et 
18.3, l'employeur joint, s'il s'agit d'employés stagiaires ICT mentionnés ä l'article 9, 
alinéa l er, 23°, les documents suivants : 

10 une copie du contrat de travail liant le travailleur et l'employeur établi ä l'étranger, le 
cas échéant, accompagnée d'une traduction allemande; 

2° la preuve que l'entreprise établie dans un pays tiers et l'entreprise hôte 
appartiennent ä la même entreprise ou au même groupe d'entreprises; 

3° la lettre de mission signée par l'employeur, le cas échéant, accompagnée d'une 
traduction allemande, et dans laquelle sont fixés les éléments suivants : 

a) la durée du transfert; 
b) le lieu de l'entreprise hôte; 
c) la description de fonction; 
d) les conditions de travail et de rémunération applicables pendant le transfert; 
e) les informations concernant l'entreprise établie dans un pays tiers dans laquelle le 

travailleur peut retourner au terme de son transfert; 
40 une copie d'un diplôme universitaire, le cas échéant, accompagnée d'une traduction 

allemande. 

Pour les cadres, experts ou employés stagiaires ICT faisant l'objet d'un transfert 
temporaire intragroupe mentionnés ä l'article 9, alinéa l er, 21°, pour lesquels un permis de 
mobilité de longue durée entre en ligne de compte, l'employeur joint au formulaire visé ä 
l'article 18, alinéa 2, les documents suivants : 

1° une copie du permis pour personne faisant l'objet d'un transfert temporaire 
intragroupe délivré par le premier État membre et valable pendant la procédure; 

2° une copie du contrat de travail liant la personne faisant l'objet d'un transfert 
temporaire intragroupe et l'employeur établi ä l'étranger, le cas échéant, accompagnée 
d'une traduction allemande; 

3° la preuve que l'entreprise établie dans un pays tiers et l'entreprise hôte 
appartiennent ä la même entreprise ou au même groupe d'entreprises; 

4° la lettre de mission signée par l'employeur, le cas échéant, accompagnée d'une 
traduction allemande, et dans laquelle sont fixés les éléments suivants : 

a) la durée du transfert; 
b) la description de fonction; 
c)les conditions de travail et de rémunération applicables pendant le transfert; 
d) les informations concernant l'entreprise établie dans un pays tiers dans laquelle le 

travailleur peut retourner au terme de son transfert. 
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Art. 18.23.3 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint, s'il s'agit de volontaires dans le cadre du Corps 
européen de solidarité mentionnés au chapitre VI, section 7, les documents suivants : 

10 la convention de volontariat liant le volontaire et l'entité d'accueil, datée et signée 
par les deux parties, conformément ä l'article 30.17; 

2° la preuve attestant que le programme de volontariat auquel le volontaire prend part 
a été approuvé dans le cadre du Corps européen de solidarité. » 

Art. 18 - L'article 18.25 est remplacé par ce qui suit : 
«Sans préjudice de l'application des articles 18.2 ä 18.24 et 18.26 ä 18.27, le 

département peut inviter l'employeur ou le travailleur ä joindre ä la demande d'autres 
documents nécessaires ä son traitement. » 

Art. 19 - L'article 18.26, § 2, 2°, du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, est remplacé par ce qui suit : 

« 2° une copie des fiches de paie ou du compte salarial individuel pour la période de 
l'autorisation de travail en cours, ainsi que les justificatifs de paiement y relatifs; ». 

Art. 20 - Dans l'article 18.29, alinéa 2, les mots «Dans les dix jours suivant la réception 
de la demande mentionnée aux articles 18, 18.25 ou 18.26, » sont remplacés par les mots 
«Dans les quinze jours suivant la réception de la demande mentionnée aux articles 18, 
18.26 ou 18.27, ». 

Art. 21 - Dans l'article 18.30 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, un alinéa rédigé comme suit est inséré entre les alinéas ler 

et 2 
«L'employeur notifie au département tout changement qui intervient pendant la 

procédure de demande. » 

Art. 22 - Dans l'article 18.31, § 2, 1°, du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, les mots « ou l'article 18.33 » sont insérés entre les mots 
«l'article 18 » et les mots « ‚pour autant qu'il s'agisse ». 

Art. 23 - Dans le chapitre IV du même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté 
du Gouvernement du 7 juin 2018, il est inséré une section 4, comportant les articles 18.33 
ä 18.39, rédigée comme suit : 

«Section 4 - Procédure d'obtention d'une autorisation d'occupation et de travail 

Art. 18.33 - Aux fins d'application de l'article 3.1, l'employeur introduit auprès du 
département une demande d'autorisation d'occupation pour l'occupation d'un travailleur 
ressortissant de pays tiers, conformément aux dispositions du présent chapitre. 

La demande est introduite au moyen d'un formulaire mis ä disposition par le 
département. Ce formulaire de demande contient au moins les éléments suivants : 

1° les informations personnelles, l'adresse de courrier électronique de l'employeur ou 
de son mandataire, et, si le travailleur réside ä l'étranger au moment de l'introduction de la 
demande, le poste diplomatique ou consulaire compétent pour son adresse de résidence ä 
l'étranger; 

2° les informations personnelles du travailleur; 
3° les informations et détails concernant l'occupation du travailleur en région de langue 

allemande. 
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La demande est remplie, datée et signée par l'employeur. 

Art. 18.34 - La demande faite par le biais de l'employeur est en tous cas introduite par 
une personne physique disposant de la capacité juridique pour ce faire, notamment 
l'employeur lui-même, ou bien la personne physique résidant régulièrement en Belgique et 
agissant au nom et pour le compte dudit employeur. 

Si l'employeur est établi en dehors de la Belgique, seule cette personne physique est 
habilitée ä agir. 

Art. 18.35 - Au formulaire visé ä l'article 18.33, l'employeur joint les documents 
mentionnés ä l'article 18.3 et, le cas échéant, ceux mentionnés aux articles 18.5 ä 18.13, 
18.15 ä 18.21, 18.23 et 18.23.1. 

Sans préjudice de l'application des articles 18.33 et 18.34, le département peut inviter 
l'employeur ä joindre ä la demande d'autres documents nécessaires ä son traitement. 

Art. 18.36 - §  ier  — Dans les quinze jours suivant la réception de la demande 
mentionnée ä l'article 18.33, le département statue sur la complétude de ladite demande 
et informe le demandeur de la complétude et de la recevabilité de celle-ci. 

§ 2 - Si le demandeur n'a pas produit tous les documents nécessaires ä l'appui de sa 
demande ou si celle-ci n'est pas complète, le département lui notifie par écrit les 
informations ou documents complémentaires qu'il doit produire dans un délai de 
quinze jours suivant la réception de la notification. 

§ 3 - Si les informations ou documents complémentaires ne sont pas transmis dans le 
délai mentionné au paragraphe 2, le département déclare la demande irrecevable. 

L'employeur est informé de l'irrecevabilité de la demande par recommandé. 

Art. 18.37 - § l er  — La décision concernant la demande d'autorisation de travail est prise 
au plus tard quatre mois après réception de ladite demande. 

§ 2 - Si la demande concerne une autorisation aux fins d'un travail saisonnier, la 
décision est prise au plus tard dans les nonante jours suivant la notification de la 
complétude de ladite demande. 

S'il s'agit d'une demande d'autorisation aux fins d'un travail saisonnier et qu'elle 
concerne un ressortissant de pays tiers autorisé au moins une fois ä séjourner en tant que 
travailleur saisonnier sur le territoire belge dans le courant de l'année précédente et ayant 
respecté les conditions applicables aux travailleurs saisonniers pendant la durée de son 
séjour, la décision relative ä ladite demande d'autorisation de travail est prise au plus tard 
dans les soixante jours après la notification de la complétude de la demande. 

Si la demande concerne une autorisation aux fins d'un travail saisonnier, la décision 
relative ä la demande de renouvellement ou de prolongation est prise au plus tard dans les 
trente jours suivant la notification de la complétude de ladite demande. 

Art. 18.38 - § l er—  Si le ministre communautaire rejette la demande, le département 
notifie ledit refus ä l'employeur ainsi qu'au travailleur répondant aux conditions visées ä 
l'article 9 de la loi, et ce, par recommandé. 

Conformément ä l'article 9 de la loi, la décision mentionne : 
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1° la possibilité d'introduire un recours; 
2° les instances compétentes qui en prennent connaissance; 
30 les exigences de formes et de délais ä respecter. 

§ 2 - Le demandeur dont la demande a été rejetée peut introduire un recours auprès 
du ministre communautaire, et ce, dans les trente jours ä dater de la notification. 

Si le ministre communautaire rejette ä nouveau la demande, le département transmet 
la décision au demandeur par recommandé. 

Cette décision mentionne : 
1° la possibilité d'introduire un recours; 
2° les instances compétentes qui en prennent connaissance; 
3° les exigences de formes et de délais ä respecter. 

§ 3 - Tant que le recours est pendant auprès du ministre communautaire, toute 
demande présentée après l'introduction de ce recours est déclarée irrecevable, pour 
autant qu'il s'agisse d'occuper le même travailleur et que ledit recours pendant auprès du 
ministre communautaire concerne une demande introduite en vertu des articles 18 ou 
18.33. 

Art. 18.39 - Le ressortissant de pays tiers admis pour un séjour de moins de 
nonante jours qui souhaite prolonger la durée totale de son séjour au-delà de cette limite 
introduit sa demande conformément ä la procédure décrite au chapitre IV, section 3. 

Art. 24 - L'article 20 du même arrêté royal est remplacé par ce qui suit : 
«Art. 20 - Aux fins d'application de la présente section, les dispositions du titre II, 

chapitre 5, de l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 s'appliquent ä un 
stage de plus de nonante jours. 

Aux fins d'application de la présente section, il faut entendre par « stagiaires » les 
ressortissants de pays tiers mentionnés ä l'article 47, 1°, dans l'accord de coopération 
d'exécution du 6 décembre 2018. » 

Art. 25 - À l'article 21 du même arrêté royal, le 1° est remplacé par ce qui suit : 
«1° effectue un stage au terme d'un diplôme de l'enseignement supérieur obtenu dans 

les deux dernières années précédant la date de l'introduction de la demande ou dans le 
cadre d'études qui mènent ä un tel diplôme; » 

Art. 26 - L'article 22 du même arrêté royal est remplacé par ce qui suit : 
«Art. 22 - Le stage répond aux conditions suivantes : 
1° il concerne le même domaine que le diplôme mentionné ä l'article 21 ou, selon le cas, 

les études mentionnées au même article et correspond au même niveau de qualification; 
2° sa durée totale n'excède pas six mois; 
3° il fait l'objet d'un contrat de stage traduit dans la langue maternelle de l'intéressé ou 

dans une autre langue qu'il comprend et doit notamment comprendre les éléments 
suivants : 

a) le nombre d'heures de formation; 
b) les conditions de l'activité et de la supervision; 
c)le temps de travail du stagiaire; 
d) la relation juridique entre le stagiaire et l'entreprise accueillante. » 

Art. 27 - L'article 23 du même arrêté royal est abrogé. 
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Art. 28 - Dans le chapitre VI du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
12 septembre 2001, il est inséré une section 4, comportant les articles 30.1 et 30.2, 
rédigée comme suit : 

«Section 4 - Les travailleurs saisonniers 

Art. 30.1 - Aux fins d'application de la présente section, les dispositions du titre II, 
chapitre 2, de l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 s'appliquent ä un 
occupation de plus de nonante jours. 

Art. 30.2 - Sans préjudice de l'article 8, une autorisation de travail pour travailleur 
saisonnier n'est octroyée que si : 

1° le travailleur saisonnier conclut avec l'employeur un contrat de travail relatif ä des 
activités soumises au rythme des saisons dans les secteurs de l'agriculture et de l'HoReCa; 

2° l'employeur paie les frais de voyage du travailleur saisonnier depuis son lieu d'origine 
jusqu'à son lieu de travail, ainsi que son voyage de retour; 

30 l'employeur souscrit et paie les frais liés ä une assurance maladie en faveur du 
travailleur saisonnier; 

4° la durée totale pendant laquelle le travailleur saisonnier est occupé en application de 
la présente section ne dépasse pas cinq mois par période de douze mois. 

L'autorisation de travail mentionnée ä l'alinéa  i er  est octroyée pour cinq mois au plus. 

Le Ministre : 
1° fixe le nombre de ressortissants de pays tiers qui peuvent être occupés en région de 

langue allemande ä des fins de travail saisonnier; 
2° peut modifier les activités soumises au rythme de saisons mentionnées ä l'alinéa 1", 

1°. » 

Art. 29 - Dans le chapitre VI du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
12 septembre 2001, il est inséré une section 5, comportant les articles 30.3 ä 30.7, rédigée 
comme suit : 

«Section 5 - Les personnes faisant l'objet d'un transfert temporaire intragroupe 

Art. 30.3 - Aux fins d'application de la présente section, les dispositions du titre II, 
chapitre 3, de l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 s'appliquent ä un 
occupation de plus de nonante jours. 

Art. 30.4 - L'autorisation de travail dans le cadre d'un permis pour personne faisant 
l'objet d'un transfert temporaire intragroupe est octroyée si le ressortissant de pays tiers 
remplit les conditions suivantes : 

1° il apporte la preuve attestant que l'entité hôte et l'entreprise établie dans un pays 
tiers appartiennent ä la même entreprise ou au même groupe d'entreprises; 

2° il apporte la preuve attestant qu'il a occupé un emploi dans la même entreprise ou le 
même groupe d'entreprises, au moins pendant une période ininterrompue de trois mois 
précédant immédiatement la date du transfert temporaire intragroupe; 

3° il fait valoir des qualifications professionnelles de haut niveau, notamment au 
moyen : 

a) d'un certificat de l'enseignement supérieur ou au moyen d'une expérience 
professionnelle utile, s'il s'agit de cadres ou de spécialistes; 

b) d'un diplôme universitaire s'il s'agit d'employés stagiaires; 
4° le montant de sa rémunération et les autres conditions de travail et d'occupation 

sont, conformément aux dispositions légales en vigueur, au moins aussi favorables que 
celles offertes aux travailleurs qui occupent des fonctions comparables; 

5° il retourne, au terme du transfert temporaire intragroupe, dans une entité 



appartenant ä la même entreprise ou au même groupe d'entreprises et établie dans un 
pays tiers; 

6° il est occupé en tant que cadre, expert ou employé stagiaire ICT. 

Art. 30.5 - L'autorisation de travail dans le cadre d'un permis pour personne ayant fait 
l'objet d'un transfert temporaire intragroupe est octroyée pour la durée du transfert, avec 
un maximum de trois ans pour les cadres et experts ICT et d'un an pour les employés 
stagiaires ICT. 

Si la durée maximale du transfert intragroupe mentionnée ä l'alinéa  ier  est atteinte, le 
ressortissant de pays tiers peut introduire une nouvelle demande de permis pour 
personne faisant l'objet d'un transfert temporaire intragroupe uniquement au terme d'un 
délai de trois mois. 

Art. 30.6 - L'autorisation de travail dans le cadre d'un permis pour mobilité de longue 
durée pour personne faisant l'objet d'un transfert temporaire intragroupe est octroyée si 
le ressortissant de pays tiers remplit les conditions suivantes : 

1° il est titulaire, pendant la durée du transfert, d'un permis pour personne faisant 
l'objet d'un transfert temporaire intragroupe valable, délivré par le premier état membre; 

2° il apporte la preuve attestant que l'entité hôte et l'entreprise établie dans un pays 
tiers appartiennent ä la même entreprise ou au même groupe d'entreprises; 

3° le montant de sa rémunération et les autres conditions de travail et d'occupation 
sont, conformément aux dispositions légales en vigueur, au moins aussi favorables que 
celles offertes aux travailleurs qui occupent des fonctions comparables; 

4° il est occupé en tant que cadre, expert ou employé stagiaire ICT; 
5° la mobilité de longue durée ne dépasse pas la durée maximale mentionnée ä 

l'article 30.5, diminuée, le cas échéant, de la durée d'un séjour déjà effectué dans d'autres 
États membres dans le cadre d'un transfert intragroupe; 

Art. 30.7 - La rémunération annuelle brute visée aux articles 30.4, 4°, et 30.6, 3°, est 
aussi favorable que celle offerte aux travailleurs qui occupent des fonctions comparables, 
si cette rémunération correspond au moins aux montants suivants : 

1° 52 978 euros pour les cadres ICT; 
2° 42 382 euros pour les experts ICT; 
3° 26 489 euros pour les employés stagiaires ICT. 

Les montants mentionnés ä l'alinéa ler sont indexés conformément ä l'article 37/1. 

Pour déterminer si la rémunération annuelle est aussi favorable que celle offerte aux 
travailleurs qui occupent des fonctions comparables, il convient de tenir compte des 
éléments individuels propres ä chaque cas.» 

Art. 30 - 'Dans le chapitre VI du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
12 septembre 2001, il est inséré une section 6, comportant les articles 30.8 et 30.9, 
rédigée comme suit : 

« Section 6 - Carte bleue européenne pour travailleurs hautement qualifiés 

Art. 30.8 - Aux fins d'application de la présente section, les dispositions du titre II, 
chapitre l er, de l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 s'appliquent ä un 
occupation de plus de nonante jours. 

Art. 30.9 - L'autorisation de travail dans le cadre de la carte bleue européenne est 
octroyée aux conditions suivantes : 
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10 l'employeur a conclu, avec le travailleur étranger, un contrat de travail pour une 
durée indéterminée ou pour au moins un an; 

2° le travailleur étranger perçoit un salaire brut annuel d'au moins 52 978 euros, calculé 
et indexé conformément ä l'article 37/1; 

3° le travailleur dispose d'une qualification professionnelle supérieure et est porteur 
d'un diplôme qui lui a été délivré par un établissement de formation qui est reconnu 
comme établissement d'enseignement supérieur dans l'État où il est établi. 

Est considéré comme diplôme tout diplôme, certificat ou autre titre de formation 
délivré par une autorité compétente et obtenu après avoir terminé avec fruit des études 
supérieures, ä savoir une série de cours dans une école supérieure de l'État ou reconnue 
par lui dans l'État concerné, ä condition que les études nécessaires ä son obtention aient 
duré trois années au moins.» 

Art. 31 - Dans le chapitre VI du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
12 septembre 2001, il est inséré une section 7, comportant les articles 30.10 ä 30.15, 
rédigée comme suit : 

«Section 7 - Chercheur 

Art. 30.10 - Aux fins d'application de la présente section, les dispositions du titre II, 
chapitre 4, de l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 s'appliquent ä un 
occupation de plus de nonante jours. 

Art. 30.11 - Aux fins d'application de la présente section, il faut entendre par 
«chercheurs » les ressortissants de pays tiers mentionnés ä l'article 37, 1°, de l'accord de 
coopération d'exécution du 6 décembre 2018. 

Art. 30.12 - L'autorisation de travail dans le cadre d'un permis pour chercheur est 
octroyée aux chercheurs qui, dans le cadre d'une convention d'accueil, viennent en 
Belgique pour faire de la recherche auprès d'un organisme de recherche situé en région de 
langue allemande, et ce, dans les cas et conformément aux conditions et modalités de 
l'arrêté royal du 8 juin 2007 contenant les conditions d'agrément des organismes de 
recherche qui souhaitent conclure, dans le cadre de projets de recherche, des conventions 
d'accueil avec des chercheurs de pays hors Union européenne, et fixant les conditions 
auxquelles de telles conventions d'accueil peuvent être conclues, pour autant que leurs 
conditions de travail et de revenus soient au moins aussi favorables que celles offertes 
aux chercheurs occupant des fonctions comparables. 

Art. 30.13 - L'autorisation de travail dans le cadre d'un permis pour mobilité de longue 
durée pour chercheur est octroyée si ledit chercheur remplit les conditions suivantes : 

1° il est titulaire, pendant toute la procédure, d'un permis pour chercheur valable 
délivré par le premier État membre; 

2° il est lié ä l'organisme de recherche agréé situé en région de langue allemande par 
une convention d'accueil valable au sens de l'article 30.12 pour exécuter une partie du 
projet de recherche pour lequel le premier État membre a délivré un permis pour 
chercheur. 

Art. 30.14 - L'autorisation de travail mentionnée ä l'article 30.12 ou 30.13: 
10 est limitée ä la durée du projet de recherche telle que fixée dans la convention 

d'accueil conclue entre le chercheur et l'organisme de recherche agréé; 
2° comprend les activités que le chercheur exerce dans le cadre du projet de recherche 

en tant que professeur invité dans un organisme de recherche agréé. 
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Art. 30.15 - Si la recherche est effectuée dans le cadre d'un programme particulier de 
l'Union ou d'un programme multilatéral comportant des mesures de mobilité, l'autorisation 
de travail ä des fins de recherche fait mention dudit programme. » 

Art. 32 - Dans le chapitre VI du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
12 septembre 2001, il est inséré une section 8, comportant les articles 30.16 ä 30.18, 
rédigée comme suit : 

« Section 8 - Les volontaires dans le cadre du Corps européen de solidarité 

Art. 30.16 - Aux fins d'application de la présente section, les dispositions du titre II, 
chapitre 6, de l'accord de coopération d'exécution du 6 décembre 2018 s'appliquent ä un 
programme de volontariat de plus de nonante jours. 

Art. 30.17 - L'octroi de l'autorisation aux fins d'un volontariat dans le cadre du Corps 
européen de solidarité est subordonné ä la signature d'une convention de volontariat par 
le volontaire et l'entité d'accueil, qui contient : 

1° une description du programme de volontariat; 
2° la durée du programme de volontariat, qui ne pourra être supérieure ä douze mois, 

ainsi que les heures de service du volontaire; 
3° les conditions de l'activité et d'encadrement du volontaire; 
4° les ressources disponibles pour couvrir les frais de subsistance et de logement du 

volontaire ainsi que le montant minimal de l'argent de poche qui lui sera attribué pendant 
la durée totale du volontariat. 

Art. 31.18 - L'autorisation de travail mentionnée ä l'article 30.17 est octroyée pour une 
durée maximale de douze mois. » 

Art. 33 - L'article 31 du même arrêté royal est complété par deux alinéas rédigés 
comme suit : 

«La demande de renouvellement d'un permis mentionné au chapitre IV, section 3, doit 
être introduite par le demandeur conformément ä l'article 21 de l'accord de coopération, 
au plus tard deux mois avant l'expiration de la durée de validité dudit permis. 

Par dérogation ä l'alinéa l er, aucun renouvellement n'est possible si la durée maximale 
du permis mentionnée aux articles 22, 30.2, 30.5 et 30.18 est atteinte. » 

Art. 34 - À l'article 34 du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
6 février 2003, les modifications suivantes sont apportées : 

1° dans le 1°, les mots «que les documents contenus dans la demande ont été acquis, 
falsifiés ou manipulés frauduleusement ou qu'il existe des indices sérieux et concordants 
de fraude, de dol, de manoeuvres frauduleuses ou de fausses informations, » sont insérés 
entre les mots «ou incorrectes » et les mots «ou lorsque les conditions de la loi »; 

2° le 5° est complété par les mots « qu'il est évident, d'après la situation économique de 
l'employeur, qu'il n'est pas en mesure de payer la rémunération et les frais 
supplémentaires »; 

3° l'article est complété par les 8° ä 10° rédigés comme suit : 
«8° si l'employeur s'est vu infligé des sanctions en application de l'article 175 du Code 

pénal social en raison de travail au noir et/ou d'occupation illégale; 
9° si le ressortissant de pays tiers n'a pas rempli les obligations découlant d'une décision 

antérieure relative ä l'autorisation de séjour en tant que travailleur saisonnier; 
10° si l'entreprise de l'employeur est en faillite ou en cours de liquidation ou a été 

liquidée conformément aux dispositions légales relatives ä l'insolvabilité, a demandé un 
redressement judiciaire ou n'exerce aucune activité commerciale. » 
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Art. 35 - À l'article 35 du même arrêté royal, modifié par l'arrêté royal du 
6 février 2003, les modifications suivantes sont apportées : 

1° au §  ier,  le 10  est complété par les mots «qu'il a acquis, falsifiés ou manipulés 
frauduleusement les documents contenus dans la demande ou qu'il existe des indices 
sérieux et concordants de fraude, de dol, de manoeuvres frauduleuses ou de fausses 
informations; »; 

2° le § 1 est complété par les 7° et 8° rédigés comme suit : 
« 7° si l'employeur s'est vu infligé des sanctions en application de l'article 175 du Code 

pénal social en raison de travail au noir et/ou d'occupation illégale; 
8° si l'entreprise de l'employeur est en faillite ou en cours de liquidation ou a été 
liquidée conformément ä la législation relative ä l'insolvabilité, est en état 
d'insolvabilité manifeste, a demandé un redressement judiciaire ou n'exerce aucune 
activité commerciale. »; 

3° au § 2, le 1° est complété par les mots « qu'il a acquis, falsifiés ou manipulés 
frauduleusement les documents contenus dans la demande ou qu'il existe des indices 
sérieux et concordants de fraude, de dol, de manoeuvres frauduleuses ou de fausses 
informations; ». 

Art. 36 - Dans le même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, il est inséré un article 36.1 rédigé comme suit : 

« Art. 36.1 - L'employeur qui occupe l'une des personnes énumérées ä l'article 9, 
alinéa  ier,  4°, 6°, 7° ou 21°, ä l'exception des employés stagiaires ICT, transmet chaque 
année au département, au plus tard un mois après le jour de la délivrance de l'autorisation 
de travail, les documents suivants : 

1° une copie des fiches ou décomptes de paie pour toute la période de l'autorisation de 
travail; 

2° une copie du compte salarial individuel; 
3° si la demande concerne un détachement dans le cadre du titre IV, chapitre 8, de la 

loi-programme (I) du 27 décembre 2006, la preuve d'inscription au cadastre Limosa. » 

Art. 37 - Dans l'article 37/1 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement 
wallon du 6 novembre 2014 et modifié par l'arrêté du Gouvernement du 7 juin 2018, les 
modifications suivantes apportées : 

1° ä l'alinéa l er, les mots «Le montant de rémunération prévu ä l'article 15/1, § 2, 
alinéa  ier,  2°, est adapté » sont remplacés par les mots «Les montants de rémunération 
mentionnés aux articles 30.7 et 30.9 sont adaptés » et les mots «multiplié par le 
coefficient de conversion » sont abrogés; 

2° dans l'alinéa 2, 2°, le nombre « 2013 » est remplacé par le nombre «2018 »; 
30 dans l'alinéa 2, 3°, les nombres «2012 » et «1997 » sont respectivement remplacés 

par les nombres « « 2017 » et « 2010 »; 
4° dans l'alinéa 2, le 50  est abrogé. 

Art. 38 - Dans l'article 37/2 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement 
wallon et modifié par l'arrêté du Gouvernement du 7 juin 2018, les mots «à l'article 15/1, 
§ 2, alinéa l er, 2°, » sont remplacés par les mots «à l'article 30.4, 40, ä l'article 30.6, 3°, et ä 
l'article 30.9, 2°, ». 

Art. 39 - Dans le même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement du 7 juin 2018, il est inséré un chapitre X.1, comportant les articles 37.2 ä 
37.4, rédigé comme suit : 

« Chapitre X.1 - Dispositions relatives ä la protection des données 

Art. 37.2 - Sans préjudice de dispositions légales ou décrétales contraires, le Ministère 
de la Communauté germanophone, ci-après «Ministère », et toutes les autres personnes 



participant ä l'exécution du présent arrêté sont tenus de traiter confidentiellement les 
données qui leur sont confiées dans le cadre de l'exercice de leur mission. 

Art. 37.3 - Le Ministère est responsable du traitement des données ä caractère 
personnel mentionnées au chapitre 4, section 3, au sens du règlement général sur la 
protection des données. Le Ministère est réputé responsable du traitement au sens de 
l'article 4, 7°, du règlement général sur la protection des données. 

Le Ministère traite les données ä caractère personnel en vue de l'exercice des missions 
fixées dans le présent arrêté, notamment celles mentionnées aux chapitres III, IV, VI, VII et 
VIII. Il ne peut utiliser les données collectées ä d'autres fins que l'exercice des missions y 
mentionnées. 

Le traitement des données ä caractère personnel s'opère dans le respect des 
dispositions légales en matière de protection des données. 

Art. 37.4 - Les données peuvent être conservées au maximum pendant dix ans après 
l'introduction d'une demande d'autorisation de travail mentionnée dans le présent arrêté, 
sous une forme qui permet l'identification des intéressés. Sans préjudice des dispositions 
relatives ä l'archivage, elles sont détruites au plus tard au terme de ce délai. » 

Art. 40 - Le présent arrêté entre en vigueur le jour de sa publication. 

Art. 41 - Le Ministre compétent en matière d'Emploi est chargé de l'exécution du 
présent arrêté. 

Eupen, le... 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

Le Ministre-Président 
O. PAASCH 

La Vice-Ministre-Présidente, Ministre de la Culture, de l'Emploi et du Tourisme 
I. WEYKMANS 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15
	Page 16
	Page 17
	Page 18
	Page 19
	Page 20
	Page 21
	Page 22
	Page 23
	Page 24
	Page 25
	Page 26
	Page 27
	Page 28
	Page 29
	Page 30
	Page 31

